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63500 Seligenstadt
Seligenstadt, den 17.02.2024

Antrag Digitalisierung der Stadtverwaltung

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschliefsen:

Die Digitalisierung der Stadtverwaltung ist gemaft den Richtlinien des Onlinezugangsgesetztes und
des E-Government-Gesetzes zeitnah und priorisiert umzusetzen.

Begriindung:

Behordengange fur Blrgerinnen und Birger missen endlich flachendeckend digital moglich sein. Alle
hessischen Kommunen sind verpflichtet die Richtlinien des Onlinezugangsgesetzes (OZG) und des E-
Government-Gesetzes zeitnah umzusetzen. Die Frist dazu ist mit dem 31.12.2022 lange abgelaufen.
Passiert ist in Seligenstadt nahezu nichts.

Die dringend notwendige Digitalisierung unserer Verwaltung muss priorisiert erfolgen, die
entsprechenden MaRnahmenkataloge liegen langst vor.

Dokumente, die bislang immer wieder neu beantragt und eingereicht werden mussten (beispielsweise
Urkunden, Meldebescheinigungen, Ausweise), sollen kinftig nur noch einmal digital hinterlegt
werden. Damit entlasten wir Blrgerinnen und Birger wie auch die Verwaltung. Nach diesem Prinzip
konnen Behdrden kiinftig, mit Einverstandnis der Antragssteller®in, elektronische Konten anlegen und
die benodtigten Dokumente abrufen.

Bei allen Digitalisierungsprozessen muss ein hohes Maf} an Datenschutz und IT-Sicherheit im Sinne
der Blrgerinnen und Biirger gesichert sein.

Die Menschen mussen bei allen MaRnahmen stets im Mittelpunkt stehen. Besonders wichtig ist uns,

dass digitale Verwaltungsleistungen allen Burgerinnen und Burgern leicht zuganglich sind. Man sollte
kein IT-Profi sein mussen, um digital mit Behdrden kommunizieren zu konnen.

www.gruene-seligenstadt.de


http://www.gruene-seligenstadt.de/
mailto:fraktion@gruene-seligenstadt.de

Nutzungsfreundlichkeit, Barrierefreiheit und einfache Bedienbarkeit missen unbedingter Standard
sein. Alle Blrrgerinnen und Blrger sollten ihre Kommunikation mit der Verwaltung problemlos online
erledigen kdonnen, ohne dafiir den Weg in das Burgeramt antreten zu mussen.

UitkoBidest el “’”VS -

Silke Ruckert Frank Raupach
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender

www.gruene-seligenstadt.de
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MAGISTRAT DER EINHARDSTADT SELIGENSTADT

Seligenstadt, den 2. Mai 2024

Antrag des Magistrats
Drucksachen Nr. 17-326/1/1061 21-26

Gremium Sitzungsdatum TOP Beschluss
Magistrat 29.04.2024

Ausschuss fiir Bau, Stadtentwick- 14.05.2024

lung und Digitalisierung

Haupt-, Finanz- und Wirtschafts- 21.05.2024

forderungsausschuss

Stadtverordnetenversammlung 27.05.2024

Betreff: Richtlinien fiir das kommunale Forderprogramm der Einhardstadt

Seligenstadt zur Unterstiitzung privater Sanierungs- und
Gestaltungsmafinahmen an der Aufienhaut von Gebiuden im
Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Altstadt von Seligenstadt
- Antrag des Magistrats vom 29.04.2024 -

Drucks. 17-326/11061 21-26

Anlagen: Anlage 1 - Forderrichtlinien
Anlage 2 - Antragsformular

Anlage 3 - Synopse

Der Stadtverordnetenversammlung wird nachstehende Beschlussfassung vorgeschlagen:

Die Richtlinien fiir das kommunale Forderprogramm der Einhardstadt Seligenstadt zur Un-
terstiitzung privater Sanierungs- und Gestaltungsmaf3nahmen an der AuB3enhaut von Gebéu-
den im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Altstadt von Seligenstadt werden

beschlossen.




Begriindung:

Mit dem Beschluss vom 10. Oktober 2022, TOP 10, hat die Stadtverordnetenversammlung
die Anderung und Fortschreibung der Gestaltungssatzung fiir die Altstadt beschlossen, die
vorhandenen Richtlinien fiir die Zuteilung der Zuschiisse im Rahmen der Denkmalpflege zu
iiberpriifen und entsprechend der fortgeschriebenen Satzung anzupassen.

Wegen den besonderen Anforderungen und Einschriankungen in der Materialauswahl und
Ausfiihrungsart bei Instandsetzung und Sanierung von baulichen Anlagen im Geltungsbe-
reich der Altstadt besteht seit der durchgefiihrten Altstadtsanierung im Jahr 2013 nur noch
die Moglichkeit eine Bezuschussung im Rahmen der Denkmalpflege fiir:

1. Instandsetzung im Fachwerkbereich

2. Riickbau von Fassaden

3. Verputz und Anstricharbeiten

4. Holzfenster inkl. Umkleidung

5. Dacheindeckung und Gesims

6. Erhaltenswerte Haustiiren bzw. Portale, Treppen und Hoftore

zu erhalten.
Die Bezuschussung wird von folgenden Kriterien abhidngig gemacht:

a) Die Auflagen der Ortssatzung iiber die duBlere Gestaltung und Unterhaltung der Bau-
werke, Bauteile und des Bauzubehors im Altstadtbereich (Gestaltungssatzung) in der
jeweils giiltigen Fassung erfiillt werden,

b) vor Inangriffnahme die Arbeiten mit dem Bauamt der Stadt Seligenstadt abgestimmt
werden,
c) der Antragsteller eine entsprechende Rechnungsvorlage erbringt bzw. bei Renovie-

rung in Eigenhilfe ein Bautagebuch mit Stundenaufstellung, Materialkosten und
MaBnahmenbeschreibung vorlegt,

d) eine von der Unteren Denkmalschutzbehorde ausgestellte denkmalschutzrechtliche
Genehmigung vorliegt.

Die Bezuschussung betréigt grundsatzlich 20 % der Ausgaben fiir die genannten MaBBnahmen.
Bei der Freilegung von darstellenswertem Fachwerk werden nach den vorgenannten Krite-
rien 30 % der Kosten iibernommen.

Fiir Arbeiten in Eigenleistung und nachbarlicher Hilfe wird, vorbehaltlich der Vorlage eines
Baubuches, ein Stundensatz von 10 € anerkannt.

Die Zuteilung der Zuschiisse erfolgt nur im Rahmen der zur Verfiigung stehenden Haus-
haltsmittel und in der Reihenfolge der Rechnungsvorlage.

Neubauten sind von einer Bezuschussung im Rahmen der Denkmalpflege ausgeschlossen.

Die Uberpriifung der Richtlinien hat aufgezeigt, dass im Vergleich mit den Zuschussmog-
lichkeiten anderer Stellen (Kreis Offenbach und Landesamt fiir Denkmalpflege) sich die Zu-
teilung von Zuschiissen bei der Stadt wesentlich unterscheidet. Beim Kreis Offenbach und
Landesamt ist eine einmalige, festgesetzte Bezuschussung moglich.



Um die Wiirdigung der Sanierungs- und Instandsetzungsleistungen an den Gebduden in der
Altstadt umzuerkennen und den einzigartigen, geschichtlichen, stidtebaulichen und stadt-
bildprdgenden Wert der Altstadt zu erhalten, hat die Stadt bislang jede einzelne Mallnahme
ohne finanzielle Einschrinkung und Deckelung unterstiitzt. Dieses fiihrt bei einer vollstdndi-
gen Sanierung von Gebduden zu erheblichen, nicht selten sechsstelligen, zuschussfahigen
Summen. Im Wiederspruch dazu, sind die MaBnahmen an tragenden, konstruktiven Bautei-
len wie z.B. Fundamente, Gefache und Dachkonstruktion, die fiir die Erhaltung des Gebau-
des unentbehrlich sind, nicht erhalten. Ebenfalls werden die Gestaltung von Hofrdumen mit
offentlicher Wirkung (offene Hofe) und lebendige Einfriedungen nicht beriicksichtigt. So
wurden in den iiberarbeiteten Richtlinien zu den bereits bekannten MaBlnahmen diese Ergin-
zungen aufgenommen. Die bekannte Forderkriterien sind inhaltlich iibernommen, jedoch
gegliedert und erldutert worden.

Obwohl die Stadt die Charta der 100 Kommunen fiir Klimaschutz unterzeichnet hat, wurden
Anlagen und MaBnahmen fiir erneuerbare Energien nicht als zuschussfahig aufgenommen,
da sie nicht zu den denkmalschutzrechtlichen Maflnahmen gehoren und nicht zu der Erhal-
tung der Altstadt dienen. Vielmehr werden diese aktuell, nur sofern die Bausubstanz reversi-
bel ist und sich nicht innerhalb der stadtgestalterisch hochsensiblen Bereiche befinden, zuge-
lassen.

Im Gegensatz dazu, zur Forderung der Wohnraumgewinnung in der Altstadt und fiir die Er-
haltung der Dachlandschaft, konnen MaBBnahmen wie die Errichtung von Gauben nach Vor-
gaben der Gestaltungssatzung, gefordert werden. Diese MafBnahme wird durch den Kreis und
das Landesamt nicht unterstiitzt.

Die tiberarbeiteten Richtlinien fiir das kommunale Forderprogramm sollen die bis jetzt vor-
handene Maflnahmen beinhalten und den MafBnahmenkatalog (siehe § 3) geringfiigig erwei-
tern.

Der wesentliche Unterschied zu den vorhandenen Richtlinien ist die Definition der Biinde-
lung der einzelnen Maflnahmen als Gesamtmafnahme. Fiir die Finanzierung der Gesamt-
mafBnahme gilt weiterhin, dass bis zu 20 v. H. der forderfdhigen Kosten bezuschusst werden
konnen, hochstens jedoch 20.000,- € im Einzelfall pro wirtschaftlicher Einheit auf einem
Grundstiick.

Ferner wurde eine Mindestgrenze an Baukosten (Bagatellgrenze) von 5.000, 00 € festgesetzt.

Zudem sind die Antragstellung und der Antragsverlauf (Bearbeitung) eindeutig dargelegt und
die Voraussetzungen erldutert. Die Regelungen zum Antragsanspruch, dem Fordervolumen
und der Laufzeit werden libernommen und bleiben unberiihrt.
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EINHARDSTADT SELIGENSTADT

Kommunales Férderprogramm im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Altstadt

Richtlinien fiir das Kommunale Férderprogramm

der Einhardstadt Seligenstadt (im Folgenden Stadt genannt)

zur Unterstltzung privater Sanierungs- und GestaltungsmafRhahmen
an der AuBenhaut von Gebauden im Geltungsbereich der
Gestaltungssatzung der Altstadt.

I. Raumlicher Geltungsbereich

§ 1 Begriff

Der raumliche Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Altstadt
vom November 2023 bildet das Fordergebiet dieses Programms.

Die raumliche Abgrenzung ist dem beiliegenden Lageplan zu ent-
nehmen (Anlage 1).

[I. Sachlicher Geltungsbereich

§ 2 Zweck und Ziel der Férderung

Zweck dieses Forderprogramms ist die Erhaltung und Wiederherstel-
lung des ortstypischen, eigenstandigen Charakters des Stadtbildes
von Seligenstadts Altstadt.

Durch geeignete Erhaltungs-, Sanierungs- und Gestaltungsmaf3nah-
men soll die stadtebauliche Entwicklung der Altstadt Seligenstadts
unter Berlcksichtigung des typischen Stadtbildes sowie stadte-
baulicher und denkmalpflegerischer Gesichtspunkte geférdert wer-
den. Dazu gehoren alle stadtgestalterischen privaten MalRnahmen,
insbesondere die Gestaltung der Hauserfassaden, Dachern und
Details.

§ 3 Gegenstand der Forderung
1. Im Rahmen dieses kommunalen Foérderprogramms kdnnen
Gestaltungs- und SanierungsmalRnahmen bei Gebauden und
Anwesen gefordert werden,
- die entsprechend der Zielsetzung der Gestaltungssatzung
erhaltenswert sind,
- die unter Denkmalschutz stehen oder deren Erhaltung vom
Landesamt flir Denkmalpflege empfohlen wird,
- die fur die Stadt einen geschichtlichen, stadtebaulichen oder
stadtbildpragenden Wert besitzen.

2. Forderfahig sind:
- MaBnahmen zur Erhaltung, Sanierung und Wiederherstellung
der vorhandenen Wohn-, und Nebengebaude mit stadtbild-
pragendem Charakter.

Dazu gehdren insbesondere:

- MaBnahmen an Dachern und Vordachern (Dacheindeckung), an
Fassaden, an Fenstern, Fensterladen und Schaufenstern, an
Hauseingangen, Tiren und Toren, Hoftoren, Hofeinfahrten und
Einfriedungen, an Aul3entreppen, sowie an kinstlerisch wertvollen
Werbeanlagen.

- Die Sanierung konstruktiver Teile (z.B. neue Sparren bei
Dachsanierung, Gefache oder Fundamentsicherung).

- MaBknahmen zur Anlage bzw. Neugestaltung von Vor- und
Hofraumen mit 6ffentlicher Wirkung zur Erhaltung und Gestaltung
des Stadtbildes, wie z.B. durch ortstypische Pflasterung und
Begrunung.
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§ 4 Grundsatz der Forderung

Die geplante Gesamtmalnahme muss den Anforderungen der
Gestaltungssatzung entsprechen. Alle notwendigen Genehmigun-
gen (z.B. Baugenehmigung, denkmalschutzrechtliche Genehmi-
gung u.a.) sind vorzulegen.

§ 5 Forderung

1. Auf die Forderung besteht kein Rechtsanspruch. Die Fordermittel
werden natlrlichen und juristischen Personen sowie
Personengemeinschaften in Form von Zuschlissen gewahrt.
Zuschusse kénnen nur im Rahmen der zur Verfigung gestellten
Haushaltsmittel gewahrt werden.

2. Forderfahig sind die Kosten, die in sach- und fachgerechter
Erfullung der stadtgestalterischen Ziele und der Gestal-
tungssatzung anfallen.

Entsprechende Nachweise (Schlussrechnungen und Fotodoku-
mentation) Uber die MaRnahme sind in priffahiger Form vorzule-
gen.

Liegt keine Firmenleistung vor, werden bei fachgemaler
Ausfuhrung die Materialkosten als férderfahig anerkannt.
Eigenleistungen sind nicht férderfahig.

3. Werden an einem Objekt mehrere TeilmaRnahmen durchgefihrt,
so gilt dies als Gesamtmalinahme.

4. Fur die Finanzierung der GesamtmaRnahme gilt, dass bis zu
20 v. H. der forderfahigen Kosten, hochstens jedoch 20.000,- €
im Einzelfall pro wirtschaftlicher Einheit auf einem Grund-
stiick von der Stadt Seligenstadt als Zuwendung gewéhrt wer-
den koénnen.

Als Mindestgrenze an Baukosten, welche der Férderung zu
Grund gelegt werden, gilt ein Betrag von 1.000,-€
(Bagatelligrenze).

5. Die Stadt Seligenstadt behalt sich eine Auszahlung bzw. Rick-
nahme der Forderung vor, wenn die Ausflihrung nicht oder teil-
weise nicht der Bewilligungsgrundlage entspricht. MalRgeblich hier-
fur ist die fachtechnische Beurteilung der Stadt und/oder der
Denkmalfachbehdérde.

lll. Verfahren

§ 6 Zustandigkeit

Zustandig zur Entscheidung hinsichtlich der Forderung dem Grunde,
der Art und des Umfangs nach ist der Magistrat der Stadt.

§ 7 Antragsverfahren

1. Antragsunterlagen zur Férderung
Antrage auf Férderung kdnnen mit MaRnahmenbeginn nach fach-
licher Beratung durch die Stadt und der Denkmalfachbehdrde bei
der Stadt eingereicht werden (Anlage 2 - Formblatt).
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2. Dem Antrag sind 1-fach (gerne auch digital) beizufligen:
a) Eine Beschreibung der geplanten Mallnahme mit Angabe Uber

den voraussichtlichen Beginn und das voraussichtliche Ende der
Durchflihrung. Die Malinahme ist ausfihrlich zu beschreiben.
Bei einem Austausch von Fenstern sind genaue Beschreibungen
der neuen Fenster und Zeichnungen (Ansicht und Schnitt) bei-
zufigen. Die betroffenen Fenster sind genau zu kennzeichnen.
Bei Farbgebungen ist die geplante Farbe (Material + Farb-
muster) anzugeben.

Bei Dachneueindeckungen sind Angaben Uber die Farbe und
Dachziegelart beizufugen. Gaubenausfihrung ist in Ansicht und
Schnitt zeichnerisch darzustellen.

b) Ein Lageplan Mal3stab 1:1000 mit Einzeichnung des zur Forde-

rung beantragten Objektes.

c) Vorab eine Kostenschatzung des Architekten / Planers bzw.

Kostenangebote von Firmen.

In dem jeweiligen Leistungsverzeichnis der Angebote bzw. Archi-
tektenschatzung sind die geplanten Leistungen eindeutig und
umfassend festzulegen.

Nach Abschluss der Mallinahme sind priffahige Schlussrechnun-
gen nachzureichen.

e) Dem Antrag sind aktuelle Fotos beizufligen (keine Polaroids).

Alle MaRnahmen muissen mit der Gestaltungssatzung der
Stadt konform sein und vor Beginn der Sanierungs- bzw.
Instandsetzungsmallinahmen mit der Stadt und der Denkmal-
schutzbehoérde abgestimmt werden.

. Antragsprufung

Die Stadt prift, ob und inwieweit die beantragten MalRnahmen
den Zielen dieses kommunalen Foérderprogramms entsprechen
und nehmen Vorabstimmungen zu den baurechtlichen und denk-
malschutzrechtlichen Erfordernissen vor.

Die Forderzusagen erfolgen vorbehaltlich der erforderlichen
offentlich-rechtlichen Genehmigung und ersetzen diese Genehmi-
gungen nicht (z.B. Bauantrag oder denkmalschutzrechtliche
Genehmigung).

4. Antragsverlauf
a) Die Bauherren zeigen eine Planungsabsicht bei der Stadt sowie

der Unteren Denkmalschutzbehorde an.

b) Bei einem abgestimmten Ortstermin werden die Malnahmen

erortert, beraten und abgestimmt.

c) Anschlielend kann der Antrag auf denkmalschutzrechtliche
Genehmigunng beim Kreis Offenbach - Untere Denkmalschutz-
behorde eingereicht werden.

d) Falls weitere Zuschiisse bei anderen Stellen beantragt wur-
den oder werden, sind diese aufzufiihren.



EINHARDSTADT SELIGENSTADT

Kommunales Férderprogramm im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Altstadt

d) Die Fertigstellung der MaRnahme ist vom Bauherrn anzuzeigen.

e) Die Abnahme der Baumalnahme erfolgt durch die Stadt und die

f)

Untere Denkmalschutzbehorde.

Nur fachgerecht ausgefiihrte und abgenommene Malnahmen
kénnen bezuschusst werden. Der Magistrat der Stadt entschei-
det - nach der Antragsprifung - Uber die Foérderhohe.
Die Antragsteller / Bauherren werden darliber durch eine
Mitteilung unterrichtet.

. Der Stadt steht ein Dokumentationsrecht zu. Sie kann vor,

wahrend und nach der Durchflihrung Fotos anfertigen lassen und
diese veroffentlichen.

IV Sonstiges

§ 8 Fordervolumen

Das Foérdervolumen des kommunalen Férderprogramms wird
jahrlich neu festgelegt. Im Rahmen der jahrlichen Haushalts-
beratungen wird die Summe neu veranschlagt und je nach
Haushaltslage angepasst.

§ 9 Ubergangsregelung

Die Foérderung der bei der Stadt bis zum 01.01.2024 eingegan-
genen Forderantrage erfolgt nach den alten, durch das
Forderprogram ersetzten Zuschusskriterien.

§ 10 Laufzeit

Das Forderprogramm ist von der Haushaltslage abhangig und
kann jederzeit durch einen Stadtverordnetenbeschluss beendet
werden.

Der Magistrat der Einhardstadt Seligenstadt
Seligenstadt, den .......................

Dr. Daniell Bastian,

Blrgermeister der Einhardstadt Seligenstadt (Dienstsiegel)
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Einhardstadt Seligenstadt

Antragsteller:

Name, Vorname

StraBe, Hausnummer

PLZ, Wohnort Telefon tagstiber

E-Mail

An die
Einhardstadt Seligenstadt
Marktplatz 1

63500 Seligenstadt

Antrag auf Forderung mit Mitteln aus dem kommunalen Férderprogramm der
Einhardstadt Seligenstadt

Anwesen / Objekt:

StraBe, Hausnummer, Flurnummer Baujahr

Eigentiimer-/in:
(entfallt, wenn Name, Vorname
Eigentiimer auch Antrag-
steller/in ist)

StraBe, Hausnummer

PLZ, Wohnort Telefon tagstiber

E-Mail

Raumlicher Geltungsbereich

O Das Anwesen liegt innerhalb des Geltungsbereiches der Gestaltungssatzung
O Das Anwesen ist ein Denkmal gemaB DSchG

Art der MaBnahmen:

O Putz- und Malerarbeiten O Dachdeckerarbeiten einschl. Dachentwasserung
O Tur- und Torarbeiten O Fensterarbeiten und Fensterladen

O Steinmetzarbeiten O Gerlstbauarbeiten

O RickbaumaBnahmen an der Fassade O Anlage bzw. Neugestaltung von AuBenanlagen
O Abbruch mit 6ffentlicher Wirkung

O Sonstiges: O Neubau

Konkrete Beschreibung der MaBnahme:

Die oben aufgefiihrten MaBnahmen werden entsprechend der Gestaltungssatzung der
Einhardstadt Seligenstadt ausgefiihrt.



Finanzierung:

Kosten der MaBnahme gesamt: €
Davon: Eigenmittel: €
Davon: Forderung: €

Es wurden oder werden andere Férdermittel beantragt
(zutreffendes bitte ankreuzen)

O BAFA

O Kfw

O Landesamt fiir Denkmalpflege
O Sonstige

Vorsteuer:

O Der/die Antragsteller/in ist vorsteuerabzugsberechtigt
(bitte entsprechende Belege beifligen)
O Der/die Antragsteller/in ist nicht vorsteuerabzugsberechtigt

Unterlagen:
Dem Zuschussantrag sind folgende Unterlagen beigefligt:
Abbruch-/Baugenehmigung (falls nétig)
Ablehnungsbescheid BAFA / KfW
Denkmalschutzrechtliche Genehmigung
Kostenaufstellung nach DIN 276 (Architektenschadtzung)
Angebote von Handwerksfirmen

Fotos vor MaBnahmenbeginn

Sonstiges

ooOooooag

Erklarung:

1. Ich/Wir erklare/n mich/uns mit den Bedingungen und Auflagen des Kommunalen Férderprogramms
der Einhardstadt Seligenstadt einverstanden.

2. Mit der BaumaBnahme werde ich/werden wir erst nach Erteilung der vorzeitigen Baufreigabe
bzw. mit Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides beginnen.

3. Die Richtigkeit und Vollsténdigkeit der vorstehenden Angaben und der beiliegenden Anlagen wird bestatigt.
Gleichzeitig wird versichert, dass jede Anderung der vorstehenden Angaben der Einhardstadt Seligenstadt
unverziiglich angezeigt wird.

5. Mir/Uns ist bekannt, dass ein unvollsténdiger Antrag nicht bearbeitet wird.

6. Mir/Uns ist bekannt, dass unkorrekte Angaben (insb. zu beantragten Férdermitteln anderer Programme)
dazu fiihrt, dass keine Forderung erfolgt und eine Bearbeitungsgebihr i.H.v. bis zu 500 € fallig wird.

Ort, Datum Unterschrift Antragsteller/in






Synopse

Richtlinie Gber die Bezuschussung im
Rahmen der Denkmalpflege vom 06.11.1995
zuletzt geéndert durch den
Magistratsbeschluss vom 18.11.2002

Neufassung
Entwurf - Februar 2024

Erlauterung

Bei der Renovierung der AuRenfassade von
Gebduden innerhalb des Geltungsbereichs der
Gestaltungssatzung oder Einzelkulturdenkmalern

auflerhalb des Geltungsbereichs der
Gestaltungssatzung  werden von der Stadt
Seligenstadt 20% der anfallenden Kosten

Ubernommen.

Forderprogramm zur Unterstutzung privater
Sanierungs- und GestaltungsmalRnahmen an der
Aulenhaut von Gebauden im Geltungsbereich
der Gestaltungssatzung der Altstadt von
Seligenstadt

Fur die Finanzierung der Gesamtmalnahme gilt,
dass bis zu 20 v. H. der forderféahigen Kosten,
hochstens jedoch 20.000,- € im Einzelfall pro
wirtschaftliche Einheit auf einem Grundstiick von
der Stadt Seligenstadt als Zuwendung gewahrt
werden kénnen.

Als Mindestgrenze an Baukosten, welche der
Forderung zu Grund gelegt werden, gilt ein Betrag
von 5.000,- € (Bagatellgrenze).

Zweck dieses Forderprogramms ist die Erhaltung
und  Wiederherstellung  des  ortstypischen,
eigenstandigen Charakters des Stadtbildes von
Seligenstadts Altstadt.

1. Durch geeignete Erhaltungs-, Sanierungs- und
GestaltungsmalRnahmen soll die stadtebauliche
Entwicklung der Altstadt Seligenstadts unter
Beriicksichtigung des typischen Stadtbildes

sowie stadtebaulicher und
denkmalpflegerischer Gesichtspunkte
gefordert ~ werden.  Unterstiitzung  der
SanierungsmalRnahmen auf den
Einzelkulturdenkmaélern auBerhalb des
Geltungsbereichs  der  Gestaltungssatzung
wurde herausgenommen. Da sich die
Einzelkulturdenkmaler nicht im

Geltungsbereich  der  Gestaltungssatzung
befinden, konnen die durch die alte Regelung
geforderten Kriterien nicht erfiillt werden. Die
Stadt  unterstitzt  Sanierungsmalnahmen,
welche sich durch besondere Anforderungen
der Gestaltungssatzung ergeben. Fir die
geringe Anzahl der Einzelkulturdenkmaéler in
Froschhausen und Klein-Welzheim gelten die
Einschrankungen und Anforderungen nicht,
daher besteht keine Berechtigung diese zu
fordern. Sanierungsmalnahmen auf
Einzelkulturdenkmélern werden durch das
Land und den Kreis Offenbach gefordert.

2. In die Forderrichtlinien wurde der Begriff
,GesamtmaBnahmen® eingefiihrt.
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Synopse

Werden an einem Objekt mehrere
Teilmallnahmen durchgefiihrt, so gilt dies als
Gesamtmalinahme. Dadurch werden bei
Gesamtsanierung von Gebauden alle
einzelnen MalRnahmen zusammengefasst und
gelten als eine Manahme. Die Férdersumme
bezieht sich auf die GesamtmalRnahmen und
wird auf max. 20.000,--€ begrenzt. Zudem
wird eine Mindestgrenze der Baukosten von
5.000,--€ eingefiihrt. Dies dient wesentlich der
Entlastung des Haushaltes.

Die Forderung erstreckt sich auf nachstehende
Arbeiten:

o~ E

Instandsetzung im Fachwerkbereich
Rickbau von Fassaden

Verputz- und Anstricharbeiten

Holzfenster inkl. Umkleidung
Dacheindeckung und Gesims
Erhaltenswerte Haustiren bzw. Portale,
Treppen und Hoftore

Forderfahig sind alle MafRnahmen zur Erhaltung,
Sanierung und  Wiederherstellung  der
vorhandenen Wohn-, und Nebengebaude mit
stadtbildpragendem Charakter.

Dazu gehoren insbesondere:

e Malnahmen an Ddchern und Vordachern
(Dacheindeckung), an Fassaden, an Fenstern,
Fensterladen und Schaufenstern, an
Hauseingéngen, Tlren und Toren, Hoftoren,
Hofeinfahrten ~ und  Einfriedungen, an
Aulentreppen, sowie an  kunstlerisch
wertvollen Werbeanlagen.

e Die Sanierung konstruktiver Teile (z.B. neue
Sparren bei Dachsanierung, Gefache oder
Fundamentsicherung).

e Malnahmen zur Anlage bzw. Neugestaltung
von Vor- und Hofrdumen mit Offentlicher
Wirkung zur Erhaltung und Gestaltung des
Stadtbildes, wie z.B. durch ortstypische
Pflasterung und Begrunung.

Durch die Formulierung wurde der
MaRnahmenkatalog erweitert, sodass auch die der
Erhaltung des Gebadudes dienenden Bauteile wie
z.B. Fundamente bezuschusst werden. Zudem
werden nicht nur die erhaltenswerte Tire bzw.
Portale, Treppen und Hoftore, sondern auch die
Erneuerung von den Bauelementen unterstitzt.
Ferner sind Einfriedungen und Neugestaltungen
von Hofrdumen mit &ffentlicher  Wirkung
eingeflhrt worden.
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Synopse

Die Bezuschussung wird davon abhangig gemacht,

dass

a) die Auflagen der Ortssatzung (ber die duflRere
Gestaltung und Unterhaltung der Bauwerke und
des Bauzubehors im  Altstadtbereich
(Gestaltungssatzung) in der jeweils giltigen
Fassung erfillt werden,

b) vor Inangriffnahme die Arbeiten mit dem
Bauamt der Stadt Seligenstadt abgestimmt
werden,

c) der  Antragsteller  eine  entsprechende
Rechnungsvorlage erbringt (evtl. vorheriger
Kostenvoranschlag) bzw. bei Renovierung in
Eigenhilfe ein Bautagebuch mit
Stundenaufstellung, Materialkosten und
MaRnahmenbeschreibung vorlegt,

d) eine von der Unteren Denkmalschutzbehérde
ausgestellte denkmalschutzrechtliche
Genehmigung vorlegt.

Grundsatz der Forderung

Die geplante GesamtmalBnahme muss den

Anforderungen der Gestaltungssatzung

entsprechen. Alle notwendigen Genehmigungen

(z.B. Baugenehmigung, denkmalschutzrechtliche

Genehmigung u.a.) sind vorzulegen.

Dem Antrag sind 1-fach (gerne auch digital)

beizufiigen:

a) Eine Beschreibung der geplanten MaRnahme
mit Angabe Uber den voraussichtlichen
Beginn und das voraussichtliche Ende der
Durchfiihrung. Die MaRnahme ist ausfiihrlich
zu beschreiben. Bei einem Austausch von
Fenstern sind genaue Beschreibungen der
neuen Fenster und Zeichnungen (Ansicht und
Schnitt) beizufligen. Die betroffenen Fenster
sind genau zu kennzeichnen. Bei
Farbgebungen ist die geplante Farbe (Material
& Farbmuster) anzugeben.

b)  Bei Dachneueindeckungen sind Angaben (iber
die Farbe und Dachziegelart beizufugen.
Gaubenausfuhrung ist in Ansicht und Schnitt
zeichnerisch darzustellen.

c) Ein Lageplan MaRstab 1:1000 mit
Einzeichnung des zur Fdrderung beantragten
Objektes.

d) Vorab eine Kostenschatzung des Architekten
/ Planers bzw. Kostenangebote von Firmen.

e) In dem jeweiligen Leistungsverzeichnis der
Angebote bzw. Architektenschétzung sind die

geplanten  Leistungen  eindeutig  und
umfassend festzulegen.
f)  Nach Abschluss der Malknahme sind

pruffahige Schlussrechnungen nachzureichen.

Die Auflage Uber die Einhaltung der
Gestaltungssatzung und die Vorlage einer
denkmalschutzrechtlichen Genehmigung bleiben
unberihrt, ebenfalls eine Vorabstimmung mit der
Unteren Denkmalschutzbehdrde und der Stadt.

In den gednderten Richtlinien werden zur
Vereinfachung der Bearbeitung, neben den
Rechnungen weitere Antragsunterlagen
angefordert. Dies fuhrt nicht nur zu Transparenz des
Verfahrens, sondern ermdglicht der Stadt eine
Kirzung der Zuschiusse bei einer abweichenden
Ausfuhrung. Eine zeitige Antragstellung (nach der
ersten Ortbesprechung) und die Zusendung der
Kostenschatzungen ermdglichen eine Koeffiziente
Haushaltsplanung. Die eigentliche Zuteilung der
Zuschusse erfolgt, wie bis jetzt, nach Abschluss der
Mafnahme unter Vorlage der Schlussrechnungen.
Bei Renovierung in Eigenleistung werden nach den
neuen Richtlinien nur die Materialkosten
ubernommen. Eigenleistung bzw. Nachbarhilfe ist
nicht mehr zuschussféhig. Diese Leistungen werden
aktuell mit 10,--€/h bezuschusst. Da der
Zeitaufwand und die Anzahl der genannten Helfer
nicht prufbar sind, wird die Forderung nur auf
Sachleistungen  (Material/Werkzeug/Entsorgung)
eingeschrankt.

Seite 3von 5




Synopse

Die Freilegung von dargestelltem Fachwerk wird
nach den vorgenannten Kriterien 30% der Kosten
ubernommen.

Diese Richtlinie hatte zum Ziel die Verringerung
der Anzahl wvon verputzten Gebauden bzw.
Erhohung der Anzahl des sichtbaren Fachwerks. Da
unter einer verputzten Fassade das ,,dargestellte’
Fachwerk nicht ersichtlich und die Differenzierung
der Arbeitsschritte nicht vorhanden ist, wurde sie
wegen der Unvollstandigkeit herausgenommen.
Eine Freilegung von Fachwerk ist mit einer
anschlieRenden Fachwerksanierung, neuem
Verputz der Gefache und Anstrich verbunden. Diese
Sanierungsmafnahme Uberschreitet
erfahrungsgemal erheblich die zuschussfahige
Summe von 20.000,--€. Somit ist der differenzierte
Prozentsatz Uberflissig.

Die Zuteilung der Zuschsse erfolgt nur im Rahmen
der zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel und in
der Reihenfolge der Rechnungsvorlage.

Auf die Forderung besteht kein Rechtsanspruch. Die
Fordermittel werden natirlichen und juristischen
Personen sowie Personengemeinschaften in Form
von Zuschissen gewéhrt. Zuschiisse kdnnen nur im
Rahmen der zur  Verfligung  gestellten
Haushaltsmittel gewahrt werden.

Bleibt unbertihrt

Neubauten sind von einer Bezuschussung im
Rahmen der Denkmalpflege ausgeschlossen.

Zweck dieses Forderprogramms ist die Erhaltung
und  Wiederherstellung  des  ortstypischen,
eigenstandigen Charakters des Stadtbildes von
Seligenstadts Altstadt.

Forderfahig sind:

MaRnahmen zur Erhaltung, Sanierung und
Wiederherstellung der vorhandenen Wohn-, und
Nebengeb&ude mit stadtbildpradgendem Charakter.

Durch diese Regelung ist ein Neubau automatisch
ausgeschlossen. Die alte Regelung erlbrigt sich.
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Synopse

Zusétzlich sind:
8 1 Raumlicher Geltungsbereich
8 2 Zweck und Ziel der Foérderung

§ 7 Antragverfahren

§ 8 Fordervolumen

8 9 Ubergangsregelungen

8§ 10 Laufzeit des Forderprogramms
eigefuihrt worden.

Diese Regelungen strukturieren das
Forderprogramm als Satzung und freiwillige
Leistung der Stadt, sofern und solange die
Haushaltsmittel zur Verfligung stehen.
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MAGISTRAT DER EINHARDSTADT SELIGENSTADT

Seligenstadt, den 2. Mai 2024

Antrag des Magistrats
Drucksachen Nr. 17-327/1/1100 21-26

Gremium Sitzungsdatum TOP Beschluss
Magistrat 29.04.2024
Ausschuss fiir Bau, Stadtentwick- 14.05.2024

lung und Digitalisierung

Haupt-, Finanz- und Wirtschafts- 21.05.2024
forderungsausschuss
Stadtverordnetenversammlung 27.05.2024

Betreff: Anderung der Stellplatzsatzung der Einhardstadt Seligenstadt -
Satzungsbeschluss
- Antrag des Magistrats vom 29.04.2024 -
Drucks. 17-327/1/1100 21-26

Anlagen: Stellplatzsatzung
Synopse

Der Stadtverordnetenversammlung wird nachstehende Beschlussfassung vorgeschlagen:

Der vorliegende Entwurf der Stellplatzsatzung der Einhardstadt Seligenstadt vom April 2024
samt der Anlagen I und II wird als Satzung beschlossen.




Begriindung:

In einigen Bundesldndern wurden die Landesbauordnungen in den letzten Jahren dahin ge-
hend geédndert, dass eine landesweit einheitliche Stellplatzpflicht nicht mehr besteht. In Hes-
sen ist durch den § 52 der Hessischen Bauordnung (HBO) geregelt, dass die Gemeinden un-
ter Beriicksichtigung der oOrtlichen Verkehrsverhéltnisse fest legen kdnnen, ob und in wel-
chem Umfang bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsinderung von Anlagen, bei denen
ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, geeignete Stellplétze fiir Kraftfahrzeuge, ein-
schlieBlich fiir Kraftfahrzeuge von Menschen mit Behinderungen, errichtet werden miissen,
um den Erfordernissen des ruhenden Verkehrs zu geniigen (notwendige Stellplétze).

Die Gemeinden konnen insoweit durch Satzung regeln:

1.  die Herstellungspflicht bei Errichtung der Anlagen,

2. die Herstellungspflicht des Mehrbedarfs bei Anderungen oder Nutzungsinderungen der
Anlagen,

3. die Beschriankung der Herstellungspflicht auf genau begrenzte Teile des Gemeindege-
bietes oder auf bestimmte Fille,

4.  den vollstindigen oder teilweisen Verzicht auf die Herstellung von notwendi-
gen Stellpldtzen, soweit der Stellplatzbedarf insbesondere

a) durch besondere Maflnahmen verringert wird oder
b) durch nachtrdglichen Ausbau von Dach- und Kellergeschossen oder Auf-

stockung entsteht,

5. die Einschrinkung oder Untersagung der Herstellung von notwendigen oder nicht not-
wendigen Stellpldtzen, soweit Griinde des Verkehrs oder stiddtebauliche Griinde dies
erfordern,

6.  die Verbindlichkeit bestimmter Konstruktionen von notwendigen oder nicht notwendi-
gen Stellplitzen, einschlieBlich der Unterbringung in Garagen oder Gebduden,

7. die Ablosung der Herstellungspflicht von notwendigen Stellpldtzen in den Féllen durch
Zahlung eines in der Satzung festzulegenden Geldbetrages an die Gemeinde und

8. den Anteil der barrierefreien Stellplatze.

Macht eine Gemeinde von der Satzungsermichtigung nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 Gebrauch, hat
sie in der Satzung Standort sowie Grofe, Zahl und Beschaffenheit der notwendi-
gen Stellpldtze unter Berlicksichtigung von Art und Zahl der vorhandenen und zu erwarten-
den Fahrzeuge der Personen zu bestimmen, die die Anlagen stindig benutzen oder sie besu-
chen. Die Gemeinde kann, wenn eine Satzung nach Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 fiir Stellpldtze nicht
besteht, im Einzelfall die Herstellung von Stellpldtzen verlangen, wenn dies wegen der Si-
cherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs erforderlich ist. In einer Satzung nach Satz 1 Nr. 7
kann die Gemeinde die Voraussetzungen der Ablosung ndher bestimmen.

Der Geldbetrag nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 ist zu verwenden flir

a) die Herstellung zusétzlicher Parkeinrichtungen zugunsten des Gemeindegebietes,

b) die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender Par-
keinrichtungen oder

c) sonstige Maflnahmen zur Entlastung der Stralen vom ruhenden Verkehr ein-
schlieBlich investiver Maflnahmen des 6ffentlichen Personennah- oder Fahrrad-

verkehrs.



Die Verwendung des Geldbetrages muss fiir die Erreichbarkeit des Bauvorhabens, das die
Zahlungspflicht ausldst, einen Vorteil bewirken.

Die zeitliche Reihenfolge der VerwendungsmafBnahmen bestimmt die Gemeinde nach
pflichtgeméfBem Ermessen unter Berilicksichtigung des Umfangs und des Grades der durch
den ruhenden Verkehr hervorgerufenen Gefahren fiir die Sicherheit, Ordnung oder Leichtig-
keit des Verkehrs und ihrer tatsdchlichen Moglichkeiten der Verwendung.

Durch die Anderung der HBO 2018 wurden Anderungen eingefiigt, sodass bis zu einem
Viertel der notwendigen Stellpldtze durch Abstellplitze fiir Fahrrader ersetzt werden konnen.
Dabei sind fiir einen notwendigen Stellplatz vier Abstellplitze fiir Fahrrdder herzustellen;
diese werden zur Hilfte auf die Verpflichtung der Herstellungspflicht angerechnet. Die Ge-
meinden konnen durch Satzung die Anwendung ausschlieBen oder modifizieren.

Die Einhardstadt Seligenstadt hat von der Mdglichkeit 2019 Gebrauch gemacht und die Ver-
rechnungsmoglichkeit ausgeschlossen.

Sofern eine Gemeinde von der Satzungserméchtigung Gebrauch macht, trifft sie auch die
Entscheidung tliber den Fortfall der Herstellungspflicht und {iber die Zahlung des Geldbetra-
ges. Die Baugenehmigung kann von der Entscheidung der Gemeinde und von der Zahlung
des Geldbetrages abhiangig gemacht werden.

Eine Verpflichtung zum Bau von Stellplidtzen besteht nur in Gemeinden, die von dieser Er-
méchtigung Gebrauch machen.

In Anlehnung an die Mustersatzung des Hessischen Stddte- und Gemeindebundes sowie an
die Satzungen den Stadten mit vergleichbarer Gréf3e und Anforderungen hat die Verwaltung
eine neue Stellplatzsatzung erarbeitet.

Entwicklung - Gesetzliche Grundlage

Die Stadt Seligenstadt hat 2003 die Stellplatzsatzung erlassen, welche mit der Bekanntma-
chung vom 16.08.2003 in Kraft getreten ist.

Mit der geringfiigigen Anderung des § 2 (Herstellungspflicht) wurde die Ersetzungsméoglich-
keit von Stellpldtzen durch Abstellplédtze fiir Fahrrdder 2019 ausgeschlossen, da bei der Er-
richtung von Anlagen geeignete Abstellplédtze flir Fahrrdder in entsprechender Zahl herzu-
stellen sind und fiir eine ordnungsgeméfle Nutzung der Anlagen ausreichen (notwendige Ab-
stellpldtze). Die Ersatzmdglichkeit wiirde nach Erfahrungswerten nicht zur Entlastung des
Verkehrsaufkommens fiihren.

§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4b gibt der Gemeinde die Moglichkeit zum Verzicht auf die Herstel-
lung von notwendigen Stellpldtzen bei dem nachtrdglichen Ausbau von Dach- und Kellerge-
schossen. Dieser Ausbau entspricht dem Ziel der Schaffung von zusitzlichem Wohnraum.
Durch die Errichtung von zusétzlichen Wohneinheiten im Dach- und Kellergeschoss wird
jedoch ein zusitzlicher Stellplatzbedarf ausgeldst, der nicht von 6ffentlichen Verkehrsflachen
bedient werden kann. Die Regelung in der aktuell giiltigen Stellplatzsatzung wird in der Pra-
xis ausgenutzt, um zusétzliche Wohnungen ohne die erforderlichen Stellpldtze zu schaffen.
So entsteht eine stddtebaulich unvertrigliche Bebauungsdichte und eine Verknappung von
offentlichen Stellpldtzen im Verkehrsraum. Aus diesem Grund wird dieser Verzicht auf die
Herstellungspflicht in der neuen Stellplatzsatzung ausgenommen.

Weiterhin werden nun Flachen, fiir immer hiufiger verwendete Sonderfahrriader beriicksich-
tigt. Die neue Stellplatzsatzung regelt die Zahl der Abstellplitze fiir Sonderfahrriader fiir die
entsprechenden Verkehrsquellen in Anlehnung an die Fahrradabstellplatzverordnung Hessen
2020 sowie in Relation zu der Zahl der Abstellplitze fiir Fahrréder.



Zielsetzung der Satzungsidnderung

Nach der HBO ist zentrales Ziel des § 52 (Garagen, Stellplétze fiir Kraftfahrzeuge, Abstell-
plétze fiir Fahrrdder) die rdumliche Trennung des ruhenden und des flieBenden Verkehrs und
damit das Freihalten offentlicher Verkehrsflichen von ,,Dauerparkern® sowie die Gewéhr-
leistung von Sicherheit und Leichtigkeit des 6ffentlichen Stralenverkehrs.

Zudem werden durch die Forderung nach notwendigen Stellpldtzen 6ffentliche Belange be-
riihrt und miissen gewihrleistet werden. Unmittelbar kann durch die Stellplatzsatzung der
Nachverdichtungsgrad, Versiegelung der Grundstiicksflaiche und die Gestaltung der freien
Grundstiicksflachen gesteuert werden.

Diese Stellplatzsatzung soll den Architekten, Planern und Bauherren sowie den Mitarbeitern
der Verwaltung bei der Bearbeitung des Baugenehmigungsverfahrens zur verbindlichen Fest-
legung der Anzahl, Grée und der Beschaffenheit von notwendigen Garagen, Stellpldtzen fiir
Fahrzeuge und Abstellplétzen fiir Fahrrader, dienen.

Des Weiteren soll verstiarkt der durch das private Bauvorhaben verursachte Parkraumbedarf
auf dem Baugrundstiick selbst abgewickelt und nicht in den 6ffentlichen Stralenraum ver-
schoben werden. Somit wird die Leichtigkeit des offentlichen Verkehrsflusses hergestellt
bzw. bleibt erhalten.

Daraus resultierend folgt, dass die Herstellungspflicht ausschlieBlich und alleine dem Schutz
offentlicher Interessen dient und als solche keinen nachbarschiitzenden Charakter hat.

Sind im rechtskriftigen Bebauungsplianen Regelungen zur Lage, Gestaltung und Anzahl der
Stellpldtze getroffen, haben diese Regelungen Vorrang vor der Stellplatzsatzung. Hierbei
handelt es sich um Satzungsrecht, das auf Grundlage bundesrechtlicher Vorgaben geschaffen
worden ist.

Das Amt fiir Bau- und Stadtentwicklung bittet um Beschlussfassung It. Antrag.



Aktuelle Stellplatzsatzung

der Stadt Seligenstadt

Aufgrund der 885, 51 der Hessischen Gemeindeordnung
(HGO) in der Fassung vom 07.03.2005 (GVBI. I S. 142), zu-
letzt geandert durch Art. 6 Zweites G zur And. dienstrechtli-
cher Vorschriften vom 21.6.2018 (GVBI. S. 291) sowie §§ 52,
86 und 91 der Hessischen Bauordnung (HBO) vom
28.05.2018 (GVBI. Hessen | Nr. 9 vom 07.06.2018, S. 198)
hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Seligenstadt
in ihrer Sitzung am 11.06.2019 die folgende Satzung be-
schlossen:

Stellplatzsatzung

der Einhardstadt Seligenstadt mit vorgeschlagenen

Anderungen

Aufgrund der 88 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung
(HGO) in der Fassung vom 07.03.2005 (GVBI. I S. 142), zu-
letzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023
(GVBI. S. 90, 93) sowie §§ 52, 86 Abs. 1 Nr. 23 und 91 Abs. 1
Nr. 1, 4 und 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) vom
28.05.2018 zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
20. Juli 2023 (GVBI. S. 582) hat die Stadtverordnetenver-
sammlung der Einhardstadt Seligenstadt in ihrer Sitzung am
XX.XX.2024 die folgende Satzung beschlossen:

Begriindung / Erlauterun-

gen.

Einflgen des Namenszusat-
zes ,Einhardstadt Seligen-
stadt™

Anderung der Rechtsgrund-
lage aufgrund neuer Fassung
der Hessischen Gemeinde-
ordnung sowie neuer Fas-
sung der Hessischen Bau-
ordnung

§1
Geltungsbereich

Die Satzung gilt fir das gesamte Gebiet der Stadt Seligen-
stadt.

§1
Geltungsbereich

Diese Satzung regelt die Herstellungspflicht, sowie Standort,
GroRe, Art und Anzahl von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge
(KFZ) und von Abstellplatzen flir Fahrrader im gesamten Ge-
biet der Einhardstadt Seligenstadt.

Erweiterte Erlduterung des
Geltungsbereichs — nicht nur
réumlich

§2
Begriffsbestimmungen

(1) Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Abstellplatze fur
Fahrréader sind Flachen, die dem Abstellen der Fahrzeuge
aullerhalb der offentlichen Verkehrsflachen dienen
(82 Abs. 11 S. 1 HBO). Fir diese Satzung wird diese
Definition dahingehend konkretisiert, dass Stellplatze
Flachen fiir das Abstellen von Kraftfahrzeugen auler-
halb der 6ffentlichen Verkehrsflachen sind.

(2) Abstellplatze fir Fahrrader sind Abstellflachen aufer-
halb der 6ffentlichen VVerkehrsflachen, die ausschliefflich
dem Abstellen von Fahrréadern dienen und kénnen auch

Definition einiger Begriffe
um Unklarheiten bei spéte-
rer Ausfuhrung der Satzung
zu vermeiden
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©)

(4)

()

(6)

in schwellenlos erreichbaren baulichen Anlagen nachge-
wiesen werden.

Garagen sind ganz oder teilweise umschlossene Rdume
zum Abstellen von Kraftfahrzeugen (§ 2 Abs. 11 S. 2
HBO). Carports sind Uberdachte Stellplétze, die keine
Réaume sind und ausschliellich dem Abstellen von Kraft-
fahrzeugen dienen.

Sonderfahrrader sind ein- oder mehrspurige Lastenrader,
Cargobikes, Liegerader und sonstige Fahrradmodelle,
die von der Form eines Regelfahrrades abweichen.

Der Vorgarten ist der Bereich zwischen der Gehweg-
kante und der tatsdchlichen Bebauung.

Altenwohnungen im Sinne dieser Satzung sind Wohnun-
gen, die dem selbstandigen Wohnen im Kreis eines Be-
treuungsangebotes dienen.

§2
Herstellungspflicht

(1) Bauliche oder sonstige Anlagen, bei denen ein Zu- oder
Abgangsverkehr zu erwarten ist, diirfen nur errichtet wer-
den, wenn Garagen oder Stellplatze und Abstellplatze in
ausreichender Zahl und GréRe sowie in geeigneter Be-
schaffenheit hergestellt werden (notwendige Garagen,
Stellplatze und Abstellplédtze). Diese miissen spatestens
im Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit
der baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt sein.

(2) Anderungen oder Nutzungsénderungen von baulichen o-
der sonstigen Anlagen durfen nur erfolgen, wenn der hier-
durch ausgeloste Mehrbedarf an Garagen, Stellplatzen
und Abstellplatzen in ausreichender Zahl und Grofie so-
wie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt wird (not-
wendige Garagen, Stellplatze und Abstellplatze).

1)

)

§3
Herstellungspflicht

Die Gemeinde legt unter Berticksichtigung der értlichen
Verkehrsverhaltnisse fest, ob und in welchem Umfang
bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung
von Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu
erwarten ist, geeignete Stellplatze fur Kraftfahrzeuge,
einschlieRlich fir Kraftfahrzeuge von Menschen mit Be-
hinderungen, errichtet werden miissen, um den Erforder-
nissen des ruhenden Verkehrs zu geniigen.

Bauliche oder sonstige Anlagen im Sinne der HBO, bei
denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, dir-
fen nur errichtet werden, wenn Garagen oder Stellplatze
und Abstellplatze fir Fahrrader an geeignetem Standort,
in ausreichender Zahl und Grélie sowie geeigneter Be-
schaffenheit hergestellt werden-(notwendige Stellplatze).
Diese missen spatestens zum  Zeitpunkt der

(1) Legaldefinition des §52
Abs.1 HBO

(2) Begrifflichkeit gem. HBO

(2) Es gibt keine Pflicht zur Er-
stellung von Garagen; es
wird verallgemeinert auf
den Begriff Stellplatze zu-
rickgegriffen

Seite 2|23




(3) Auf die Herstellung notwendiger Stellplatze oder Gara-
gen wird verzichtet, soweit der Stellplatzbedarf durch
nachtréglichen Ausbau von Dach- und Kellergeschossen
entsteht.

(4) Die Ersetzung notwendiger Stellplatze durch Fahrrad-
stellpléatze ist nicht zuldssig. Die Anwendung des & 52
Abs. 4 S. 1 und 2 HBO ist ausgeschlossen.

©)

(4)

Q)

Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der baulichen o-
der sonstigen Anlagen fertiggestellt sein.

Anderungen oder Nutzungsanderungen von rechtmagig
bestehenden baulichen oder sonstigen Anlagen dirfen
nur erfolgen, wenn der hierdurch ausgeléste Mehrbedarf
an Garagen, Stellplatzen und Abstellplatzen fiir Fahrrader
in ausreichender Zahl und GréRe sowie in geeigneter Be-
schaffenheit hergestellt wird.

Gem. Abs. 3 verursacht die Anderung von nicht ausge-
bauten Dach- und Kellergeschossen zu einer eigenstandi-
gen Nutzungseinheit einen entsprechenden zusétzlichen
Bedarf an PKW-Stellplatzen und Abstellpléatzen fir Fahr-
réder.

Die Ersetzung notwendiger Stellplatze durch Fahrrad-
stellplatze ist unzuldssig. Die Anwendung des
§ 52 Abs 4 S. 1 und 2 HBO ist ausgeschlossen.

(4)

()

Der Ausbau von Dachge-
schossen entspricht  dem
Ziel der Schaffung von zu-
sétzlichem Wohnraum.
Durch die Errichtung von
zusatzlichen Wohneinheiten
im Dach- und Kellerge-
schoss wird jedoch ein zu-
sétzlicher  Stellplatzbedarf
ausgeldst, der nicht von 6f-
fentlichen Verkehrsflachen
bedient werden kann. Die
derzeitige Regelung wird in
der Praxis ausgenutzt, um
zusatzliche Wohnungen
ohne die erforderlichen
Stellplatze zu schaffen. So
entsteht eine stédtebaulich
unvertrégliche Bebauungs-
dichte und eine Verknap-
pung von &ffentlichen Stell-
platzen im Verkehrsraum.

Die HBO lasst gem.
852 Abs. 4 Satz3 zu, die
notwendigen Stellplatze

durch Fahrradabstellflache
zu ersetzen. Die soll zur
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Verwirklichung der Klima-
ziele dienen. Leider ist die-
ses Ziel in Seligenstadt nicht
erkennbar, da der Ausbau
der OPNV nicht ausreichend
ist und Seligenstadt noch
immer zum landlichen
Raum gehort.

83
Grofle

(1) Garagen und Stellplatze missen so grof und so ausgebil-
det sein, dass sie ihren Zweck erfiillen. Im Ubrigen gilt
die Verordnung uber den Bau und Betrieb von Garagen
und Stellplatzen (Garagenverordnung, GaVO).

(2) Fur Fahrradabstellplétze werden, soweit nicht im Einzel-
fall ein geringerer Flachenbedarf nachgewiesen ist, 1,2
gm je Fahrrad als Mindestgrofie bestimmt.

84
Grolie

(1) Garagen und Stellplatze miissen so grof und so ausgebil-
det sein, dass sie ihren Zweck erfullen.

Fur die Stellplatze sind folgende MindestmaRe vorzusehen:

Stellplatz fir PKW bei Senk- 2,50 mx 5,50 m
rechtaufstellung

Stellplatz fir PKW bei Langs- 2,50 m x 6,50 m
aufstellung

Stellplatz fir LKW und Nutz- 3,50 mx 13,50 m

fahrzeuge mit 2 Achsen (7,5t
bis 13,51)

Stellplatz fiir Lastzug und Ge-
lenkbus ab 13,5t
Behindertengerechter PKW-
Stellplatz

3,50 mx 20,00 m

3,50 m x 5,50 m bzw.
6,50 m

Im Ubrigen gilt die jeweils glltige Fassung der Verordnung
tber den Bau und Betrieb von Garagen und Stellplatzen (Ga-
ragenverordnung; GaVvO).

(2) Ein Fahrradabstellplatz muss eine Abmessung von min-
destens 0,7 m x 2,00 m haben. Daraus ergibt sich ein
Flachenbedarf von mindestens 1,40 m? pro Fahrrad zu-
ziglich der jeweils notwendigen Rangierflache. Im

(1) Die geforderten GroRen der
Stellplétze sind an die aktu-
ellen Fahrzeugmalie und die
Vorgaben nach RAST06 an-
gepasst und in einer Tabelle
dargestellt.

(2) Mit der neuen Regelung soll
die Herstellung von Fahr-
radabstellplatzen  erreicht
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©)

(4)

Ubrigen gilt die Verordnung tiber die Anforderungen an
Abstellplatze fur Fahrrader (Fahrradabstellplatzverord-
nung).

Fur Wohngebéude und sonstige Gebaude mit mehr als 2
Wohneinheiten ist je 105 m2 Wohnflache ein Abstell-
platz fur Sonderfahrréader vorzuhalten. Die Grundflache
eines Sonderfahrradabstellplatzes muss mindestens 2,75
Meter lang und 0,9 Meter breit sein. Der ErschlieBungs-
weg muss im Bereich der Sonderfahrradabstellplatze
mindestens 2,5 Meter breit sein. Im Ubrigen gilt die
Verordnung Uber die Anforderungen an Abstellplatze fur
Fahrrader (Fahrradabstellplatzverordnung).

Je 5 Wohneinheiten ist zusétzlich eine Flache von min-
destens 3 m2 furr das Abstellen von Sonderfahrradern
vorzuhalten.

3)

werden, die dem Stand der
Technik und den genutzten
Fahrrédern entsprechen. Das
geforderte Mal} eines Fahr-
radabstellplatzes und der
Bewegungsflache orientiert
sich an den Hinweisen des
ADFC fir die Planung von
Fahrradabstellanlagen sowie
an der Fahrradabstellplatz-
verordnung 2020.

Auch werden nun Flachen,
fur immer h&ufiger verwen-
dete Sonderfahrréder be-
ricksichtigt. Die Festset-
zung wird gemaR Fahr-
radabstellplatzverordnung
Hessen 2020 getroffen.

1)

(2)

®3)

84
Zahl

Die Zahl der nach § 2 herzustellenden Garagen, Stell-
platze und Abstellplatze bemisst sich nach der dieser Sat-
zung beigefiigten Anlage I, die verbindlicher Bestandteil
dieser Satzung ist.

Fur bauliche oder sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in
der Anlage nicht aufgefihrt ist, richtet sich die Zahl der
Garagen, Stellplatze und Abstellpléatze nach dem voraus-
sichtlichen tatsdchlichen Bedarf. Dabei sind die in der
Anlage fur vergleichbare Nutzungen festgesetzten Zahlen
als Richtwerte heranzuziehen.

Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst
sich die Zahl der erforderlichen Stellplatze nach dem

1)

)

@)

85
Zahl

Die Zahl der nach & 3 herzustellenden Garagen, Stell-
platze und Abstellplatze bemisst sich nach der dieser Sat-
zung beigefiigten Anlage I, die verbindlicher Bestandteil
dieser Satzung ist.

Fur bauliche oder sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in
der Anlage nicht aufgefihrt ist, richtet sich die Zahl der
Garagen, Stellplatze und Abstellplétze nach dem voraus-
sichtlichen tatsdchlichen Bedarf. Dabei sind die in der
Anlage fur vergleichbare Nutzungen festgesetzten Zahlen
als Richtwerte heranzuziehen.

Bei Nutzungsanderungen von Anlagen oder Teilen von
Anlagen sind der Gesamtbedarf sowie die Zuordnung der

()

Dies ist wichtig, um zu ver-
hindern, dass durch Nut-
zungsanderungen Miss-
stdnde geschaffen werden
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groften gleichzeitigen Bedarf. Die wechselseitige Benut-
zung muss auf Dauer gesichert sein.

(4) Steht die Gesamtzahl in einem offensichtlichen Missver-
haltnis zum tatsachlichen Bedarf, so kann die sich aus der
Einzelermittlung ergebende Zahl der Stellplatze entspre-
chend erhoht oder erméaRigt werden.

(5) In den Féllen der Absétze 2 - 4 ist die Zustimmung der
Stadt Seligenstadt erforderlich.

(6) Bei der Stellplatzberechnung ist jeweils ab einem Wert
der ersten Dezimalstelle ab funf auf einen vollen Stell-
platz aufzurunden.

(7) Die Anzahl von Mehrfachparkgaragen wird auf max. 50
% der Gesamtstellplatze festgelegt.

Stellplatze zu den jeweiligen Nutzungen (Neu und Be-
stand) darzustellen.

(4) Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst
sich die Zahl der erforderlichen Stellplatze nach dem
groften gleichzeitigen Bedarf. Die wechselseitige Benut-
zung muss auf Dauer gesichert sein.

(5) Steht die Gesamtzahl in einem offensichtlichen Missver-
haltnis zum tatséchlichen Bedarf, so kann die sich aus der
Einzelermittlung ergebende Zahl der Stellplatze entspre-
chend erhéht oder ermaRigt werden. Fir Wohnnutzungen
mit nachweislicher Zweckbindung an sozial geférderten
Wohnungsbau ist dabei regelméRig von einem reduzier-
ten Stellplatzbedarf auszugehen.

(6) Bei der Stellplatzberechnung ist jeweils ab einem Wert
der ersten Dezimalstelle ab funf auf einen vollen Stell-
platz aufzurunden.

(5)

(5)

(6)
(7)

und bei der Planung der Be-
stand und der damit verbun-
dene Stellplatzbedarf auRer
Acht gelassen wurde.

alt: Die Zustimmung der
Einhardstadt wird ohnehin
im  Baugenehmigungsver-
fahren erfragt und die Kon-
formitét der Planung mit der
Stellplatzsatzung  gepriift.
Eine zusétzliche Zustim-
mung ist nicht notig.

neu: ErméaBigung des Stell-
platzbedarfs flir Wohnnut-
zungen mit nachweislicher
Zweckbindung an sozial ge-
forderten Wohnungsbau.

geman Mustersatzung
HSGB
alt: entfallt; aufgrund neuer

technischer Mdglichkeiten
und der Sammlung weiterer
Erfahrungen mit Stapelpar-
kern wird ein eigener Ab-
schnitt in der Satzung einge-
fiigt.

85
Beschaffenheit

(1) Stellplatze sind mit Pflaster-, Verbundsteinen oder &hnli-
chen luft- und wasserdurchlassigem Belag auf einem der
Verkehrsbelastung entsprechenden Unterbau herzustel-
len.

§6
Beschaffenheit und Gestaltung

(1) Die notwendigen Stellpléatze und Zufahrten sind aus was-
serdurchlassigem Belag auf einem der Verkehrsbelastung
entsprechenden Unterbau herzustellen.

)

Alle Bodenbeldge sind mehr
oder weniger luftdurchlés-
sig. Die explizite Nennung

Seite 623




)

®3)

(4)

Stellplétze sind ausreichend mit geeigneten Baumen und
Strduchern zu umpflanzen. Fiir je 5 Stellplatze ist ein
standortgeeigneter Baum (Stammumfang mind. 10 cm,
gemessen in 1 m Hohe) in einer unbefestigten Baum-
scheibe von ca. 5 m zu pflanzen und dauernd zu unterhal-
ten. Zur Sicherung der Baumscheiben sind geeignete
Schutzvorrichtungen, wie z. B. Abdeckgitter, vorzuse-
hen. Stellplatze mit mehr als 1.000 gm Flachenbefesti-
gung sind zusatzlich durch eine raumgliedernde Bepflan-
zung zwischen den Stellplatzgruppen zu unterteilen. Bo-
schungen zwischen Stellplatzflachen sind flachende-
ckend zu bepflanzen.

Stellplatzflachen sind verkehrssicher anzulegen und so
anzuordnen, dass sie von der 6ffentlichen Verkehrsflache
auf moglichst kurzem Wege und ohne das Uberqueren an-
derer Stellplétze erreicht werden kdnnen. Bei begriinde-
ten Einzelfallen kann die Anordnung von Stellplatzen, die
das Uberqueren anderer Stellplatze notwendig macht
(,,gefangene Stellplétze*) dann zugelassen werden, wenn
sowohl der behindernde wie auch der behinderte Stell-
platz eindeutig einer Wohneinheit zugeordnet werden.

Stellplétze fiir Besucherinnen und Besucher miissen vom
offentlichen VVerkehrsraum aus erkennbar und fiir den Be-
sucherverkehr stets zugénglich sein; sie sind besonders zu
kenn-zeichnen und durfen nicht anderen als Besucherin-
nen und Besuchern tiberlassen werden. Sie sind bei unter-
schiedlich genutzten Anlagen oder bei gemeinsamen
Stellpldtzen ohne Bindung an die einzelnen Nutzungen
bereitzustellen, damit ihre wechselseitige Benutzung
moglich ist. Garagen fur Besucherinnen und Besucher
dirfen nicht in selbst zu bedienenden mechanischen Park-
systemen (z. B. Stapel- bzw. Doppelparker) angelegt wer-
den. Stellpldtze fir Behinderte mussen stufenlos auf

)

©)

(4)

(®)

Sollten auf einem Baugrundstuck mehr als 4 Stellplatze
errichtet werden sind diese so anzuordnen, dass die An-
fahrbarkeit durch eine gemeinsame, ausreichend breite
Zufahrt gesichert ist. Die Stellplatze sind durch geeignete
Bepflanzung vom Verkehrsraum abzuschirmen. Die Be-
pflanzungen sind dauerhaft zu unterhalten.

Die Stellplatzflachen sind gem.
§ 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Nr. 5 HBO durch geeignete
Anpflanzungen (Baume & Stréucher) zu gliedern. Fir je
5 Stellplatze ist ein standortgeeigneter Baum (Stammum-
fang mind. 18-20 cm, gemessen in 1 m Héhe) sowie einer
Mindestwuchshdhe von 6 m in einer unbefestigten Baum-
scheibe von ca. 6 m2 zu pflanzen. B&ume sind durch ge-
eignete MalRnahmen (Holzpfahle, Metallbugel 0.4) gegen
Beschadigungen durch Kraftfahrzeuge zu sichern und
dauerhaft zu unterhalten. Stellplatze mit mehr als 500 m?
Flachenbefestigung sind zusétzlich durch eine raumglie-
dernde Bepflanzung zwischen den Stellplatzgruppen zu
unterteilen. Boschungen sowie die Baumscheiben zwi-
schen Stellplatzflachen sind flachendeckend zu bepflan-
zen. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten.

Barrierefreie Stellplatze missen stufenlos auf moglichst
kurzem Weg erreichbar sein.

Ausnahmen zu Beschaffenheit und Gestaltung kdnnen
mit Zustimmung des Magistrats der Einhardstadt Seligen-
stadt zugelassen werden, wenn

a. dadurch eine zusammenhdngende unversiegelte
Grundsttckflache im hinteren oder mittleren Grund-
sticksbereich auf dem Baugrundstiick erhalten
bleibt, oder

(2)

(3)

©)

(4)
(4)

(%)

des Begriffs ,luftdurchlas-
sig ist nicht notwendig.
neu: Mit dieser Festsetzung
soll verhindert werden, dass
grolRflachige,  vollstandig
versiegelte Parkflachen ent-
stehen und Parkmdglichkei-
ten innerhalb der offentli-
chen Verkehrsflachen erhal-
ten bleiben.

neu: Erhéhung des Stamm-
umfangs auf mindestens 18-
20 cm. Je hoher der Stamm-
umfang desto kraftiger die
B&ume und hoher ihre Be-
standigkeit. VergréRerung
der ndtigen Baumscheiben
auf 6 m? gemaR Anregung
Umweltamt.

alt: Jetzt geregelt in § 7 Lage
und Anordnung.

alt: Jetzt geregeltin 8 7 Lage
und Anordnung.

neu: Nahere Erlauterung zur
Beschaffenheit von barriere-
freien Stellplatzen.

In der Praxis fiihrt eine nicht
restriktive Handhabung hin-
sichtlich der Inanspruch-
nahme der Vorgartenflache
fiir Stellplétze dazu, dass der
gesamte  Vorgartenbereich
versiegelt wird. Mit zuneh-
mender  Nachverdichtung
wird dies zum Regelfall
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moglichst kurzem Weg erreichbar sein. In Tiefgaragen
und Parkhdusern sind ein angemessener Teil der Stell-
platze auch unter Berlcksichtigung des Sicherheitsbe-
dirfnisses von Frauen anzulegen und zu kennzeichnen.

b. bei Hausgruppen und anderen schmal geschnittenen
Grundsticken keine alternative Anordnung der
Stellplatze moglich ist,

c. sich das Baugrundstiick in der Altstadt (,,Altstadtbe-
reich Seligenstadt®) befindet.

(6) Die Dachflachen von Garagen bis 15° Neigung sind gem.
8§ 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 HBO mit einer dauerhaften Be-
griinung zu versehen und zu erhalten.

(7) Daruberhinausgehende Regelungen von Bebauungsplé-
nen zur Gestaltung von Stellpldtzen und Abstellplatzen
bleiben unberuhrt.

(6)

(7)

werden, mit erheblicher
Okologischer,  stadtebauli-
cher und entwésserungs-
technischer Wirkung. Im
Einzelfall kann es sein, dass
es Sinn macht einer Abwei-
chung von dieser Festset-
zung zuzustimmen. Nur die
3 aufgefihrten Aushahmen
kénnen bertcksichtigt wer-
den.

Im Sinne einer 6kologischen
und nachhaltigen Stadtent-
wicklung wurde diese Fest-
setzung in den Katalog auf-
genommen.

Klarstellung der Anwend-
barkeit in Bezug auf Rege-
lungen im Bebauungsplan.

86
Standort

(1) Garagen, Stellplatze und Abstellplétze sind auf dem Bau-
grundstiick herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. Ist
die Herstellung auf dem Baugrundstiick ganz oder teil-
weise nicht moglich, so durfen sie auch auf einem ande-
ren Grundstiick in zumutbarer Entfernung vom Bau-
grundsttick (bis zu 300 m) hergestellt werden, wenn des-
sen Nutzung durch Eintragung einer Baulast nach den
Vorschriften der HBO zu diesem Zweck Offentlich-recht-
lich sichergestellt wird. Abstellplétze fur Fahrrader sind
in unmittelbarer N&he des Baugrundstiicks zu errichten.

§7
Lage und Anordnung

(1) Stellplatze sind auf dem Baugrundstuck herzustellen und
dauerhaft zu unterhalten. Ist die Herstellung auf dem Bau-
grundstiick ganz oder teilweise nicht méglich, so diirfen
sie auch auf einem anderen Grundstiick in zumutbarer
Entfernung vom Baugrundstick (bis zu 100 m FuBweg)
hergestellt werden, wenn dessen Nutzung zu diesem
Zweck sowohl 6ffentlich-rechtlich als auch zivilrechtlich
im Grundbuch gesichert ist.

Abstellplatze fur Fahrrader sind stets auf dem Baugrund-
stlick zu errichten.

1)

Reduzierung der zumutba-
ren Entfernung zum Bau-
grundstuck auf Grundlage
der  Mustersatzung  des
HSGB; Erganzung, dass Ab-
stellplatze fir Fahrrader
stets auf dem Baugrund-
stlick zu errichten sind, da
die Vermutung nahe liegt,
dass diese anderenfalls nicht
genutzt werden.
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)

©)

(4)

(5)

Stellpléatze/Garagen/Carports sind verkehrssicher anzule-
gen. Stellplatze und Zufahrten sind in einem Abstand von
weniger als 5 Meter vor einer Kreuzung oder Einmun-
dung unzuléssig.

Stellplatzflachen sind so anzuordnen, dass sie von der 6f-
fentlichen Verkehrsflache auf mdglichst kurzem Wege
und ohne das Uberqueren anderer Stellplatze erreicht
werden kénnen.

Bei Wohngeb&uden bis 2 Wohneinheiten kann die Anord-
nung von Stellplatzen, die das Uberqueren anderer Stell-
platze notwendig macht (,,gefangene Stellplitze®) aus-
nahmsweise zugelassen werden, wenn sowohl der behin-
dernde wie auch der behinderte Stellplatz eindeutig einer
Wohneinheit zugeordnet werden und bauordnungsrecht-
lich einer Wohneinheit zugeteilt sind. Bei Wohngeb&uden
und sonstigen Gebduden mit mehr als 2 Wohnungen und
in Tiefgaragen ist die Anordnung gefangener Stellplatze
unzul&ssig.

Stellplatze fiir Besucherinnen und Besucher miissen vom
offentlichen Verkehrsraum aus erkennbar und fiir den Be-
sucherverkehr zu Zeiten des Besucherverkehrs zugang-
lich sein; sie sind besonders zu kennzeichnen und dirfen
nicht anderen als Besucherinnen und Besuchern tberlas-
sen werden. Sie sind bei unterschiedlich genutzten Anla-
gen oder bei gemeinsamen Stellplatzen ohne Bindung an
die einzelnen Nutzungen bereitzustellen, damit ihre
wechselseitige Benutzung moglich ist.

Stellplétze fiir Besucherinnen und Besucher (auch Kun-
den) dirfen nicht in selbst zu bedienenden mechanischen
Parksystemen (z. B. Stapel- bzw. Doppelparker) angelegt
werden.

(2) Berticksichtigung der Vor-
gaben der STVO auch fir
Stellplétze und deren Ein-
und Ausfahrten auf dem
Grundstiick sowie genauere
Definition des Kreuzungs-
und Einmindungsbereichs

(3) Zuvor im 8 5 Abs. 3 gere-
gelt, wird an dieser Stelle
aber als sinnvoller erachtet.

(4) Detailliertere Regelung der

»gefangenen  Stellplitze™

aus ehemaligem 8 5 Abs. 3,

da in der Praxis die bishe-

rige, unkonkrete Regelung
oft zu Problemen. Besonders

bei Geb&uden mit mehr als 2

Wohneinheiten werden die

gefangenen Stellplatze oft

nicht genutzt und die Stell-
platze auf der Strale nach-
gewiesen.

Ubernommen aus ehemali-

gem § 5 Beschaffenheit Abs.

4

(5)
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(6)

()

(8)

(9)

(10)

Vor Garagen, Carports und Stellplatzanlagen mit Schran-
ken 0.4. Einrichtungen, die die Zufahrt behindern, ist ein
Stauraum von mindestens 5,0 m zur 6ffentlichen Ver-
kehrsflache vorzuhalten.

Die Stellplatzflachen im Vorgartenbereich inkl. Zu- und
Abfahrten zu Garagen und Carports sind so anzuordnen,
dass die versiegelte Flache max. 60% der straRenseitigen
Grundstucksbreite in Anspruch nimmt.

Bei mehreren Zu- und Abfahrten zu einem Baugrund-
stiick darf die Summe der an die 6ffentlichen Verkehrs-
flachen angrenzenden Breite das Mal? von 7,0 m nicht
Uiberschreiten.

Notwendige Fahrradabstellplatze in Geb&uden miissen
gut zuganglich, auf méglichst kurzem, beleuchtetem Weg
und von der offentlichen Verkehrsflache schwellenlos er-
reichbar sein. Die Zu- und Ausfahrt ist niveaugleich, mit
Fahrradrampe (max. 6 % Steigung) oder Fahrradaufzug
(Mindestabmessung 1,10 m x 2,10 m) zu gestalten. Not-
wendige Fahrradabstellplatze auferhalb von Gebduden
missen gut zugénglich, einsehbar, beleuchtet sein, auf
moglichst kurzem Weg sowie von der offentlichen Ver-
kehrsflache aus ebenerdig erreichbar und, bei langerfris-
tigem Abstellen, wettergeschiitzt sein.

Durch einen Bebauungsplan bereits festgesetzte Re-
gelungen Uber die Lage und Anordnung der Garagen,
Stellpléatze und Abstellflachen fur Fahrréder bleiben un-
berihrt.

(6)

(7)

(8)

(9)

(10)

Regelung aus GaVO (ber-
nommen (Verkehrssicher-
heit)

Regelung analog diesbeziig-
lichem Grundsatzbeschluss
des Magistrats vom
11.11.2013. Klare Regelung
nach Erfahrung in Bauge-
nehmigungsverfahren st
sehr sinnvoll und notwen-
dig.

Ziel ist es hier, fest ange-
legte Gffentliche Stellplatze
zu erhalten und eine bessere
Planbarkeit der Anlage von
offentlichen Stellpléatzen vor
einer baurechtlichen Bepla-
nung der angrenzenden
Grundstiicke.

Diese Regelung wird gemaR
Fahrradabstellplatzverord-
nung getroffen, um Sicher-
zustellen, dass die angeleg-

ten Fahrradabstellplatze
auch realistisch  nutzbar
sind.

Klarstellung der An-

wendbarkeit in Bezug auf
Regelungen im Bebauungs-
plan.
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§8
Stapelparkanlagen

(1) Der Nachweis notwendiger Stellplétze in Stapelparkanla-
gen darf max. 50% betragen.

(2) Essind nur solche Stapelparkanlagen zuldssig, bei denen
unabhéngiges Parken der einzelnen Fahrzeuge gewéhr-
leistet ist.

(3) Einverbindlicher Nachweis von Hersteller und Modell ist
zwingend erforderlich.

(4) Die Errichtung von Stapelparkern in Tiefgaragen und fur
Besucherstellplatze ist unzuldssig.

(5) Die Parallelaufstellung dieser Anlagen an der strallensei-
tigen Grundstiicksgrenze ist unzuléssig.

Die Nachfrage nach Stapelpark-
anlagen zur Vereinbarung von
wachsendem  Stellplatzbedarf,
baurechtlichen  Anforderungen
und dem wirtschaftlichen Inte-
resse an der moglichst effizien-
ten Nutzung der Baugrundstiicke
ist gestiegen. Eine Regelung soll
schon friihzeitig eine geordnete
Einflhrung im Stadtgebiet er-
moglichen. Die Regelungen zie-
len auf die Sicherstellung der
problemlosen Nutzbarkeit (1),
(2), (3) sowie auf den Aus-
schluss des Stellplatznachweises
fiir verschiedene Nutzungen (4).
Auch soll das stadtebauliche
Bild durch die vermehrte Auf-
stellung in Vorgéarten nicht ge-
stort werden (5).

89
Elektromobilitat

(1) Bei Wohngeb&duden mit einem Stellplatzbedarf von mehr
als 5 Stellplatze ist jeder Stellplatz mit der Leitungsinf-
rastruktur fir die Elektromobilitat auszustatten.

(2) Bei Gebauden mit anderweitigen Nutzungen mit einem

Stellplatzbedarf Giber mehr als sechs Stellplatze, ist min-

destens jeder dritte Stellplatz mit der Leitungsinfrastruk-

tur fir die Elektromobilitét auszustatten und zusatzlich
mindestens eine Ladestation zu errichten.

Im Ubrigen findet die jeweils giiltige Fassung des Geset-
zes zum Aufbau einer gebdudeintegrierten Lade- und
Leitungsinfrastruktur fur die Elektromobilitat (Gebdude-

@)

Am 18.03.2021 wurde das Ge-
baude-Elektromobilitatsinfra-
strukturgesetz (GEIG) vom Bun-
destag verabschiedet.

Ziel des Gesetzes ist es, den
Ausbau der Leitungs- und Lad-
einfrastruktur fir die Elektromo-
bilitat im Gebaudebereich zu be-
schleunigen und andererseits die
Bezahlbarkeit des Bauens und
Wohnens zu wahren.

Die wichtigsten Vorgaben dieses
Gesetzes wurden angepasst in
die Stellplatzsatzung bernom-
men.
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Elektromobilitatsinfrastruktur-Gesetz -GEIG) Anwen-
dung.

)

(2)

3)

(4)

()

§8
Abldsung

Die Herstellungspflicht fir Pkw kann auf Antrag durch
Zahlung eines Geldbetrages abgeldst werden, wenn die
Herstellung der Garage oder des Stellplatzes aus rechtli-
chen oder tatséchlichen Griinden nicht mdglich ist. Ein
Ablésungsanspruch besteht nicht.

Die Ablosung von Stellplatzen ist nicht zul&ssig, wenn
das Bauvorhaben ein Verkehrsaufkommen mit sich
bringt, das eine nachhaltige Verschlechterung der stadti-
schen Verkehrssituation befuirchten lasst und weder 6f-
fentliche Parkeinrichtungen noch eine Anbindung an den
offentlichen Personennahverkehr vorhanden sind oder
geschaffen werden kdnnen.

Uber den Antrag entscheidet der Magistrat der Stadt Se-
ligenstadt.

Fir das Gebiet ,Altstadtbereich Seligenstadt™ (die
Grenze des radumlichen Geltungsbereiches ist in der Kar-
tenanlage I, welche Bestandteil dieser Satzung ist, dar-
gestellt) der Stadt Seligenstadt gilt die Festsetzung des
Abs. 2 nicht.

Die Hohe des zu zahlenden Geldbetrages betréagt fiir den
gesamten Bereich der Stadt Seligenstadt mit Ausnahme
des Gebietes ,,Altstadtbereich Seligenstadt EUR
8.000,00.

1)

)

@)

(4)

(®)

(6)

8§10
Abldsung

Die Herstellungspflicht fir Pkw-Stellplatze kann in Aus-
nahmeféllen auf Antrag durch Zahlung eines Geldbetra-
ges abgeldst werden, wenn die Herstellung der Garage o-
der des Stellplatzes aus rechtlichen oder tatséchlichen
Grinden nicht moglich ist. Ein Ablésungsanspruch be-
steht nicht.

Die Ablésung von Abstellflachen fur die Fahrréader ist un-
zuldssig.

Durch die Zahlung des Abldsebetrags entféllt insoweit
die Herstellungspflicht. Abgeldste Stellplatze gelten im
Sinne des § 3 Abs. 2 als hergestellt.

Die Abldsung von Stellpléatzen ist unzuldssig, wenn das
Bauvorhaben ein Verkehrsaufkommen mit sich bringt,
dass eine nachhaltige Verschlechterung der stadtischen
Verkehrssituation befiirchten l&sst und weder 6ffentliche
Parkeinrichtungen noch eine Anbindung an den &ffentli-
chen Personennahverkehr vorhanden sind oder geschaf-
fen werden konnen.

Uber den Antrag entscheidet der Magistrat der Einhard-
stadt Seligenstadt.

Die Hohe des zu zahlenden Geldbetrages berechnet sich
aus dem aktuellen, durch den Gutachterausschuss

(2)

©)
(4)

(6)

Die Moglichkeit Abstell-
platze flr Fahrrader zu er-
moglichen wird in der Praxis
kaum in Anspruch genom-
men und daher als nicht not-
wendig angesehen.
Klarstellung der Bedeutung
einer Ablésung

alt: entfallt, da Magistrat oh-
nehin bei jeder Abldsung be-
teiligt wird und tber die Ab-
I0se berét.

Es wird darauf verzichtet,
einen festen Betrag zu nen-
nen, da durch preisliche
Schwankungen der tatséch-
liche Wert des abgeldsten
Stellplatzes variieren kann.
Nach der vorgeschlagenen
Rechnung entspricht der
Abldsewert immer dem ak-
tuellem  Preiswert eines
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(6) Die Hohe des zu zahlenden Geldbetrages betragt fiir das
Gebiet ,,Altstadtbereich Seligenstadt* EUR 6.140,00.

ermittelten Bodenrichtwert gemaR der Lage des abzul6-
senden Stellplatzes und den aktuellen Herstellungskosten
eines Stellplatzes gemalR des geltenden Baupreishandbu-
ches multipliziert mit der durchschnittlichen GroRe eines
Stellplatzes.

Stellplatzes. Die alten Ab-
sétze (5) und (6) entfallen.

§8
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Abs. 1 Nr. 20 HBO
handelt, wer entgegen

a. 82 Abs. 1 bauliche oder sonstige Anlagen, bei
denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu er-war-
ten ist, errichtet, ohne Garagen oder Stellpl&tze
und Abstellplatze in ausreichender Zahl und
GroRe sowie in geeigneter Beschaffenheit her-
gestellt zu haben;

b. §2 Abs. 2 Anderungen oder Nutzungsanderun-
gen von baulichen oder sonstigen Anlagen vor-
nimmt, ohne den hierdurch ausgeldsten Mehrbe-
darf an geeigneten Garagen oder Stellplatzen
und Abstellplétzen in ausreichender Zahl und
GroRe sowie in geeigneter Beschaffenheit her-
gestellt zu haben.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu
EUR 15.000,00 geahndet werden.

(3) Das Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) findet
in seiner jeweils glltigen Fassung Anwendung.

(4) Zustandige Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Abs.
1 Nr. 1 OWIG ist der Magistrat der Stadt Seligenstadt.

§11
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 23 HBO
handelt, wer entgegen

a. 83 Abs. 2 bauliche oder sonstige Anlagen, bei denen
ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, errich-
tet, ohne Garagen oder Stellplatze und Abstellplatze in
ausreichender Zahl und Grof3e sowie in geeigneter Be-
schaffenheit hergestellt zu haben;

b. &3 Abs. 3 und Abs. 4 Anderungen oder Nutzungsén-
derungen von baulichen oder sonstigen Anlagen vor-
nimmt, ohne den hierdurch ausgel6sten Mehrbedarf an
geeigneten Garagen oder Stellplatzen und Abstellplét-
zen in ausreichender Zahl und GréfR3e sowie in geeig-
neter Beschaffenheit hergestellt zu haben.

c. 8 7 vorhandene Garagen und Stellplatze zweckent-
fremdet nutzt.

d. entgegen § 6 Abs. 2, den Bepflanzungspflichten nicht
nachkommt oder die Unterhaltung der Bepflanzung
unterlasst,

e. entgegen 8 7 Abs. 5 Kfz-Stellplatze fiir Besucher nicht
entsprechend kennzeichnet oder fur diesen Zweck zur
Verfligung hélt.

Der

Gemeinden,

Gesetzgeber ermachtigt die
Ordnungswidrig-

keitsverfahren in eigener Regie
durchzufuhren. Damit konnen
die in der Satzung aufgenomme-

nen

Verstolle von der Stadt ver-

folgt werden.

1)

)

c. Die Zweckentfremdung
von Garagen wird als Ord-
nungswidrigkeit aufgenom-
men. Somit wirde die Sat-
zung ein Instrument bieten,
womit auf die zunehmende
Zweckentfremdung  von
Garagen zu Wohn- und La-
gernutzung und die damit
verbundene unnétige Belas-
tung des Offentlichen Park-
und Stralenraums reagiert
werden (konnte).

d: Durch die Aufnahme in
die Liste der Ordnungswid-
rigkeiten wird ein hoherer
Druck erzeugt, die Festset-
zungen zur Bepflanzung
und deren Unterhalt umzu-
setzen.
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)

©)

(4)

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu
EUR 15.000,00 geahndet werden.

Das Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) findet
in seiner jeweils gultigen Fassung Anwendung.

Zusténdige Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Abs.
1 Nr. 1 OWiG ist der Magistrat der Einhardstadt Seligen-
stadt.

89
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung
in Kraft.

(2) Abweichende bauordnungsrechtliche Festsetzungen in
Bebauungsplanen bleiben unberiihrt.

Seligenstadt, den 19.06.2019
Dr. Daniell Bastian, Biirgermeister

1)

)

@)

(4)

§12
Ubergangsvorschriften

Bei den, vom Inkrafttreten dieser Satzung bei der Ge-
nehmigungsbehdrde des Kreises Offenbach eingegange-
nen Bauantragen, wird der Stellplatznachweis entspre-
chend der zum Zeitpunkt der Antragstellung rechtswirk-
samen Stellplatzsatzung anerkannt.

Bei den, bei der Einhardstadt Seligenstadt vom Inkraft-
treten dieser Satzung mitgeteilten baugenehmigungs-
freien Bauvorhaben, wird der Stellplatznachweis ent-
sprechend der zum Zeitpunkt der Mitteilung rechtwirk-
samen Stellplatzsatzung angewendet.

Bei der Bauberatung ist die Stadtverwaltung verpflich-
tet, ab dem ersten Beschluss der politischen Entschei-
dungstrager zur Anderung der Stellplatzsatzung (Ma-
gistratsbeschluss) die Beratungssuchende auf die Ande-
rung der Stellplatzsatzung hinzuweisen und im Sinne
dieser Satzung zu beraten.

Die zustandige Genehmigungsbehérde ist entsprechend
zu unterrichten.

8§13
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Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung | (1) Formale Aufnahme der
in Kraft. Zugleich tritt die Stellplatzsatzung der Stadt auBer Kraft Setzung der
Seligenstadt vom 23.06.2019 auler Kraft. alten Satzung

(2) Abweichende bauordnungsrechtliche Festsetzungen in

Bebauungsplanen (6rtliche Bauvorschriften) bleiben un-
berihrt.

Seligenstadt, den

Dr. Daniell Bastian
Birgermeister
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Anlage | zu § 5 der Stellplatzsatzung

= Die markierten Stellen wurden an den realistischen Bedarf, die Vorgaben der Musterstellplatzsatzung 2018 sowie die Fahrradabstellplatzverordnung 2020

angepasst.

Stellplatzbedarf und Bedarf an Abstellplatzen fir Fahrrader

hiervon fur Zahl der hiervon Zahl der
Nr. Verkehrsquelle Zahl der Besucher/ Abstell- flr Abstellplatze flr
Stellpléatze fir Pkw | -innen platze flr Besucher/ | Sonderfahrréder
in %; Fahrrader -innen
auBer Nr. 1.2 in %
1 Wohngebaude
1.1 Wohngebaude und | 2 Stellplétze je Woh- 3 je Woh-|-
sonstige Gebédude mit | nung nung
bis zu 2 Wohnungen
1.2 Wohngebéude und Je 5 WE ein|2 je Woh- |- 1 je 105 gm
sonstige Gebédude mit zusétzlicher | nung Wohnflache
mehr als 2 Wohnungen Besucher-
stellplatz
Fir Wohnungen bis|1,5 Stellplatze je
45 gm (4) Wohnung
Fir Wohnungen ab | 2 Stellplatze je Woh- | Je 5 WE ein|2 je Woh-|-
45 gm (4) nung zusatzlicher | nung
Besucher-
stellplatz
Wohngebdude mit | 1 Stellplatz je Woh- 2 je Woh- 1 je 105 gm
nachweislicher Zweck- | nung nung Wohnflache
bindung an sozial gefor-
derten Wohnungsbau
1.3 Wohngeb&ude in der 1 Stellplatz je Woh- | - 2 je Woh- |-
Altstadt (6) nung nung
1.4 Gebdude mit 1 Stellplatz je alten- | 20 0,2 je Woh- |20
Altenwohnungen (5) | gerechte Wohnung nung
1.5 Wochenend- und 1 Stellplatz je Woh- | - 2 je Woh-|10
Ferienhauser nung nung
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1.6 Kinder-, Jugend,-Schu- | 1 Stellplatz je 20 Bet- | 75 1je 3 Betten | 20
lerinnen und Schiler- | ten, jedoch mind. 2
wohn und -freizeit- | Stellplatze
heime
1.7 Studentinnen-, 1 Stellplatz je 5 Bet- | 10 1 je Bett 20 1 je 5 Betten
Studentenwohnheime | ten
1.8 Schwestern- und Pfle- | 1 Stellplatz je 5 Bet- | 10 1 je Bett 20 1 je 5 Betten
ger- sowie Arbeitneh- |ten
merinnen- und Arbeit-
nehmerwohnheime
1.9 Altenwohnheime, 1 Stellplatz je 5 Bet- | 75 1 je 10 Bet- |50 1 je 75 Betten
Altenheime (5) ten, jedoch mind. 3 ten
Stellplatze
1.10 | Asylbewerberwohn- 1 Stellplatz je 6 Bet- | 10 1 je 2 Betten
heime und - Unter- |ten, jedoch mindes-
kiinfte tens 3
2 Gebaude mit Blro-, Verwaltungs- und Praxisraumen
2.1 Buro- und Verwal- |1 Stellplatz je ange- | 20 1 je 60 m2|20 1 je 300 gm Nutz-
tungsrdume allgemein | fangene 30 gm Nutz- Nutzflache flache
sowie  selbststandige | flache (1)
Tatigkeiten i.S.d. 813
BauNVO
2.2 Réume mit erheblichem | 1 Stellplatz je 20 gm | 75 1 je 50 m?|75 1 je 125 gm Nutz-
Besucher/innenverkehr | Nutzflache (1), je- Nutzflache flache
(Schalter-, Abferti- | doch mindestens 3
gungs- oder Beratungs- | Stellplatze
raume, Arztpraxen
usw.)
3 Verkaufsstétten
3.1 Laden, Geschaftshduser | 1 Stellplatz je 30 gm | 75 1 je 60 gm |75 1 je 180 gm Nutz-
Verkaufsflache (2), Verkaufs- flache
jedoch mind. 2 Stell- flache
plétze je Laden
3.2 Geschaftshduser mit ge- | 1 Stellplatz je 50 gm | 75 1je 100 gm |75 1 je 180 gm Nutz-
ringem  Besucher/-in- | Verkaufsflache (2) Verkaufs- flache
nenverkehr (z. B. Fach- flache

geschéfte)
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3.3 Einzelhandelsbetriebe, |1 Stellplatz je 15 gm | 90 1 je 40 gm |75 1 je 120 gm Nutz-
Supermarkte (bis 800 | Verkaufsflache Verkaufs- flache
gm Verkaufsflache) flache

34 GroRflachige (Einzel-) |1 Stellplatz je 30 gm | 90 1 je 50 gm |75 1 je 150 gm Nutz-
Handelsbetriebe (ab | Verkaufsflache Verkaufs- flache
800 gm Verkaufsfla- flache
che)

35 Kioske und Imbiss- |1 Stellplatz je 20 gm | 75 1je 20 gm|75
stdnde Verkaufsflache, je- Verkaufs-

doch mindestens 3 flache
Stellplatze

4 Versammlungsstatten (auRer Sportstatten), Kirchen

4.1 Versammlungsstatten |1 Stellplatz je 5 Sitz- | 90 1 je 20 Sitz- | 90 1 je 100 Sitz-
von (Uberdrtlicher Be- | platze sowie 1 Stell- platze platze
deutung (z.B. Theater, | platz je 5 Stehplatze
Konzerthduser, Mehr-
zweckhallen)

4.2. | Sonstige Versamm- |1 Stellplatz je 10|90 1 je 10 Sitz- | 90 1 je 50 Sitzplatze
lungsstétten (z.B. Licht- | Sitzplatze platze
spieltheater, Schulau-
len, Vortragssale)

4.3 Kirchen und Versamm- |1 Stellplatz je 20|90 1 je 10 Sitz- | 90 1 je 150 Sitz-
lungsstatten fiir religi- | Sitzplatze platze platze
Ose Zwecke

4.4 Kirchen und Versamm- |1 Stellplatz je 10|90 1 je 20 Sitz- | 75 1 je 200 Sitz-
lungsstatten fiir religi- | Sitzplatze platze platze
O6se  Zwecke  von
Uberortlicher  Bedeu-
tung

5 Sportstatten

51 Sportplatze ohne Besu- |1 Stellplatz je 250 |- 1je250qgm |- 1 je 750 gm
cher/-innenplatze (z.B. | gm Sportflache Sportflache Sportflache
Trainingsplétze)

5.2. | Sportplatze und Sport- |1 Stellplatz je 250 |80 1je250qgm |- 1 je 750 gm
stadien mit Besucher/- | gm Sportflache, zu- Sportflache, Sportflache, zu-
innenplétzen sétzlich 1 Stellplatz zusétzlich 1 sétzlich 1 je 90

je 10 Besucher/-in- je 3 Besu- Besucherplatze
nenplétze cher-/innen-
platze
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5.3 Turn- und Sporthallen |1 Stellplatz je 50 gm | - 1 je 50 gm|- 1 je 150 gm Hal-
ohne Besucher/-innen- | Hallenflache Hallenfl&- lenflache
platze che
54 Turn- und Sporthallen | 1 Stellplatz je 50 gm | 80 1 je 50 gm|- 1 je 150 gm Hal-
mit  Besucher/-innen- | Hallenflache, zusétz- Hallenfl&- lenflache
platze, lich 1 Stellplatz je 10 che, zusatz-
Fitnesscenter Besucher/innen- lich 1 je 10
platze Besucher/-
innenplatze
5.5 Freibader und Freiluft- | 1 Stellplatz je 200 |95 1je 100 gm |- 1 je 300 gm
béader gm Grundstucksfla- Grund- Grundsticksfla-
che stiicksflache che
5.6 Hallen- und Saunabader | 1 Stellplatz je 5 Klei- | 95 1je 10Klei- | - 1 je 30 Kleider-
derablagen, zusétz- derablagen, ablagen, zusatz-
lich 1 Stellplatz je 15 zusétzlich 1 lich 1 je 30 Besu-
Besucher/-innen- je 10 Besu- cher/innenplétze
platze cher/innen-
platze
5.8 Tennisplatze ohne Be- | 2 Stellplatze je Spiel- | - 4 je Spiel-|-
sucher/-innenplétze feld feld
5.9 Tennisplatze mit Besu- | 2 Stellplatze je Spiel- | 80 1 je Spiel-|- 1 je 30 Besu-
cher/-innenplatze feld, zusétzlich 1 feld, zusatz- cher/-innen-
Stellplatz je 15 Besu- lich 1 Stell- platze
cher/-innenplatze platz je 10
Besucher/-
innenplétze
5.10 | Minigolfplatze 1 Stellplatz je 4 Bah- | 90 5 je Mini- |80
nen golfanlage
Jedoch mind. 6 Stell-
platze je Minigolfan-
lage
5.11 | Kegel-, Bowlingbahnen | 4 Stellplatze je Bahn | 90 2 je Bahn 80
5.12 | Bootshduser und Boots- |1 Stellplatz je 2|90 1 je 2 Boote | 90
liegeplatze Boote
5.13 | Vereinshduser,  Ver-|1 Stellplatz je 200 |95 90 1 je 25 gm|90
einsanlagen soweit | gm Nutzflache Nutzflache
nicht oben angefiihrt
6 Gaststatten und Beherbergungsbetriebe
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6.1 Gaststétten, Bars, | 1 Stellplatz je 10 gm | 85 1 je 10 gm|90 -
Schank- und Speise- | Gastraumflache Gastraum-
wirtschaften, Cafés, flache
Bistros u.a.
6.2 Vergnugungsstatten, 1 Stellplatz je 4 gm |85 1 Stellplatz | 90 -
Diskotheken, Spielhal- | Nutzflache je 10 gm
len, Varietés, Spielcasi- Grundfla-
nos, Automatenhallen, che
Wettbiiros
6.3 Hotels, Pensionen, | 1 Stellplatz je 2 Bet- | 75 1 je 20 Bet- | 10 -
Kurheime und andere | ten, flr zugehorigen ten, fur zu-
Beherbergungsbetriebe | Restaurationsbetrieb gehorigen
Zuschlag nach Nr. Restaurati-
6.1 onshetrieb
Zuschlag
nach Nr. 6.1
6.4 Jugendherbergen 1 Stellplatz je 20 Bet- | 75 1 je 10 Bet-| 90 -
ten ten
7 Krankenanstalten
7.1 Krankenhduser, Sanato- | 1 Stellplatz je 4 Bet- | 60 1 je 10 Bet- | 75 1 je 50 Betten
rien, Kuranstalten, An- |ten ten
stalten fur langfristig
Kranke
7.2 Pflegeheime 1 Stellplatz je 10 Bet- | 75 1 je 15 Bet- | 75 1 je 75 Betten
ten ten
8 Schulen, Einrichtungen der Jugendférderun
8.1 Grundschulen 1 Stellplatz je 15]- 1 je 3 Schu- | - 1 je 100 Schiiler/-
Schuler/-innen ler/-innen innen
8.2. | Sonstige allgemeinbil-|1 Stellplatz je 20]- 1 je 3 Schu- | - 1 je 100 Schiiler/-
denden Schulen, Be- | Schler/-innen, zu- ler/-innen innen
rufsschulen und Berufs- | satzlich 1 Stellplatz
fachschulen je 10 Schuler/-innen
Uber 18 Jahre
8.3 Sonderschulen fiir Be-|1 Stellplatz je 15]- 1 je 15)- 1 je 200 Schiler/-
hinderte Schiler/-innen Schiler/-in- innen
nen
8.4 Fachhochschulen, 1 Stellplatz je 4 Stu- | - 1 je 3 Stu-|- 1 je 100 Studie-
Hochschulen dierende dierende rende
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8.5 Kindergérten, Kinder- |1 Stellpatz je Grup- |2 je Gruppen- |5 je Grup-|10 2 je Gruppen-
tagesstétten u. dergl. penraum, jedoch | raum penraum raum
mind. 5 Stellplatze
8.6 Jugendfreizeittreffs und | 1 Stellplatz je 30 gm | - 1 Stellplatz | 10
dergleichen Nutzflache, jedoch je 10 gm
mindestens 2 Stell- Nutzflache
platze
9 Gewerbliche Anlagen
9.1 Handwerks- und In- |1 Stellplatz je 50 gm | 10 1 je 60 gm|- 1 je 15 Beschaf-
dustriebetriebe Blro- und Produkti- Nutzflache tigte
onsflache oder je 3 oder je 3
Beschéftigte 1 Stell- Beschéf-
platz tigte 1
9.2 Lagerrdaume, Lager- |1 Stellplatz je 100 |- 1je 100 gm |20 1 je 300 gm Nutz-
platze,  Ausstellungs- | gm Nutzflache (1) o- Nutzflache flache oder je 15
und Verkaufsplatze der je 3 Beschéftigte oder je 5 Beschéftigte 1
1 Stellplatz Beschaf-
tigte 1
9.3. | Kraftfahrzeugwerkstat- | 6 Stellplatze je War- | - 1 je 6 War-| - -
ten tungs- oder Repara- tungs- oder
turstand Reparatur-
stande
9.4. | Tankstellen mit Pflege- | 5 Stellplatze je Pfle- | - - - -
plétzen geplatz
9.5. | Automatische Kfz-|15  Stellplatze je|- - - -
Waschstralien Waschanlage
9.6 Kraftfahrzeugwasch- 2  Stellplatze je|- - - -
plétze Waschplatz
zur Selbstbedienung
10 Verschiedenes
10.1 | Kleingartenanlagen 1 Stellplatz je Klein- | - 2 je 1 Klein- | 20 1 je 5 Kleingdrten
garten gérten
10.2 | Friedhofe 1 Stellplatz je 2.000 | - 1 je 750 gm | 90 -
gm Grundstlicksfla- Grund-
che, jedoch min. 10 stiicksflache
Stellplatze
10.3 | Museen, Ausstellungs-|1 Stellplatz je 200 |75 1 Stellplatz | 75 1 je 250 gm Nutz-
und Présentationsraume | gm Nutzflache je 50 gm flache
Nutzflache

Erlduterungen:
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(1) Stellplatz- oder Abstellplatzbedarf nach der Nutzflache berechnen: unter der Nutzflache eines Gebdudes versteht man den Anteil der Geschossflache, der entsprechend der
Zweckbestimmung genutzt wird. Nicht zur Nutzflache gehdren Verkehrsflachen (zum Beispiel Eingdnge, Treppenrdume, Aufzige, Flure, Sozial-, Archiv- und Sanitér-
rdume) und Funktionsflachen (Heizungsraum, Maschinenrdume, technische Betriebsrdume). Ergibt sich dabei ein offensichtliches Missverhéltnis zum tatsachlichen Bedarf,
so ist die Zahl der Beschéftigten zugrunde zu legen.

(2) Bei der Berechnung der Verkaufsflache werden die dem Verkauf dienende Flachen berechnet.

(3) Bei der Berechnung der Spielhallen-Nutzflache bleiben Nebenrdume aul3er Betracht.
(4) Die Berechnung der WohnungsgréRe erfolgt unter Berlicksichtigung der jeweils gultigen Fassung der DIN277.

(5) Altenwohnungen kdnnen nur als solche anerkannt werden, wenn ein Nachweis erbracht wird, dass die Wohnungen dem selbstdndigen Wohnen im Kreis eines Betreuungsan-
gebotes dienen.

(6) Der Bereich ,,Altstadt* wird durch den in Anlage IT dargestellten Geltungsbereich der denkmalgeschiitzten Gesamtanlage definiert.

Begrindung:

Die in Anlage | zu 8§ 5 der Stellplatzsatzung Zahl der nach § 3 herzustellenden Garagen, Stellplatze und Abstellplétze orientieren sich an der Muster-Stellplatzsatzung
des Hessischen Stadte- und Gemeindebundes sowie an der VVerordnung tber die Anforderungen an Abstellplétze fur Fahrréder (Fahrradabstellplatzverordnung).

Der Mustersatzung des Hessischen Stadte- und Gemeindebundes sowie der Fahrradabstellplatzverordnung kommt allerdings kein Charakter als Rechtsvorschrift
zu, sodass von dieser grundsétzlich ohne Weiteres abgewichen werden kann, wie die VVorschrift des § 52 Abs. 5 Satz 4 der Hessischen Bauordnung (HBO) zeigt.
Allerdings gilt sowohl fir die Stellplatze fir Kraftfahrzeuge geméal § 52 Abs. 2 Satz 2 HBO als auch fiir die Fahrradabstellplatze gemaR § 52 Abs. 5 Satz 5 HBO,
dass in der Satzung Standort sowie GroRe, Zahl und Beschaffenheit der notwendigen Stellplatze unter Beriicksichtigung von Art und Zahl der vorhandenen und zu
erwartenden Fahrzeuge der Personen zu bestimmen sind, die die Anlagen standig benutzen oder sie besuchen.

Weiterhin werden Flachen, fur immer haufiger verwendete Sonderfahrrader berticksichtigt. Zudem wird die Zahl der Abstellpléatze fiir Sonderfahrréder fir die
entsprechenden Verkehrsquellen in Anlehnung an die Fahrradabstellplatzverordnung sowie in Relation zu der Zahl der Abstellplatze fur Fahrrader geregelt. Die
Herstellungspflicht fir Abstellpléatze fir Sonderfahrréder besteht aufgrund der zunehmenden Verwendung und des erhdhten Platzbedarfs der Sonderfahrrader zu-
sétzlich zu den Abstellplatzen fur Fahrrader.

Die Abweichungen von der Muster-Stellplatzsatzung sowie der Fahrradabstellplatzverordnung werden getroffen, um den realen Entwicklungen nachzukommen

und somit um eine unvertragliche Bebauungsdichte und eine Verknappung von 6ffentlichen Stellplatzen im Verkehrsraum zu vermeiden. Des Weiteren soll verstarkt
der durch die Verkehrsquellen verursachte Parkraumbedarf auf dem Baugrundstiick selbst abgewickelt und nicht in den 6ffentlichen Stralenraum verschoben
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werden. Somit dienen die Anpassungen der raumlichen Trennung des ruhenden und des flieRenden Verkehrs und damit dem Freihalten ¢ffentlicher Verkehrsflachen
sowie der Gewahrleistung von Sicherheit und Leichtigkeit des 6ffentlichen StraBenverkehrs.
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Stellplatzsatzung

der Einhardstadt Seligenstadt

Aufgrund der 88 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 07.03.2005 (GVBI.

I S.

142), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 (GVBI. S. 90, 93) sowie 8§ 52, 86

Abs. 1 Nr. 23 und 91 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 5 der Hessischen Bauordnung (HBO) vom 28.05.2018 zuletzt gedn-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2023 (GVBI. S. 582) hat die Stadtverordnetenversammlung der
Einhardstadt Seligenstadt in ihrer Sitzung am XX.XX.2024 die folgende Satzung beschlossen:

§1
Geltungsbereich

Diese Satzung regelt die Herstellungspflicht, sowie Standort, GroRe, Art und Anzahl von Stellplatzen fir
Kraftfahrzeuge (KFZ) und von Abstellplatzen fir Fahrrader im gesamten Gebiet der Einhardstadt Seligenstadt.

)

)

©)

(4)

()
(6)

M)

)

®)

§2
Begriffsbestimmungen

Stellplatze fiir Kraftfahrzeuge und Abstellplatze fur Fahrrader sind Flachen, die dem Abstellen der Fahr-
zeuge auBerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflachen dienen (§ 2 Abs. 11 S. 1 HBO). Fiir diese Satzung wird
diese Definition dahingehend konkretisiert, dass Stellplatze Flachen fiir das Abstellen von Kraftfahrzeu-
gen aulerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflachen sind.

Abstellplatze fur Fahrrader sind Abstellflaichen aulerhalb der &ffentlichen Verkehrsflachen, die aus-
schliellich dem Abstellen von Fahrréadern dienen und kdnnen auch in schwellenlos erreichbaren baulichen
Anlagen nachgewiesen werden.

Garagen sind ganz oder teilweise umschlossene Rdume zum Abstellen von Kraftfahrzeugen (8 2 Abs. 11
S. 2 HBO). Carports sind iberdachte Stellplatze, die keine Rdume sind und ausschlielich dem Abstellen
von Kraftfahrzeugen dienen.

Sonderfahrrader sind ein- oder mehrspurige Lastenrader, Cargobikes, Liegerader und sonstige Fahrrad-
modelle, die von der Form eines Regelfahrrades abweichen.

Der Vorgarten ist der Bereich zwischen der Gehwegkante und der tatsachlichen Bebauung.

Altenwohnungen im Sinne dieser Satzung sind Wohnungen, die dem selbstdndigen Wohnen im Kreis
eines Betreuungsangebotes dienen.

83
Herstellungspflicht

Die Gemeinde legt unter Bericksichtigung der ortlichen Verkehrsverhdltnisse fest, ob und in welchem
Umfang bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von Anlagen, bei denen ein Zu- oder Ab-
gangsverkehr zu erwarten ist, geeignete Stellplatze fiir Kraftfahrzeuge, einschlielich fiir Kraftfahrzeuge
von Menschen mit Behinderungen, errichtet werden miissen, um den Erfordernissen des ruhenden Ver-
kehrs zu genligen.

Bauliche oder sonstige Anlagen im Sinne der HBO, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten
ist, diirfen nur errichtet werden, wenn Garagen oder Stellplatze und Abstellplatze fir Fahrréder an geeig-
netem Standort, in ausreichender Zahl und Grél3e sowie geeigneter Beschaffenheit hergestellt werden-(not-
wendige Stellplatze). Diese missen spatestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit
der baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt sein.

Anderungen oder Nutzungsinderungen von rechtmaRig bestehenden baulichen oder sonstigen Anlagen
duarfen nur erfolgen, wenn der hierdurch ausgeldste Mehrbedarf an Garagen, Stellplatzen und Abstellplat-
zen fur Fahrrader in ausreichender Zahl und Grolie sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt wird.
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(4) Gem. Abs. 3 verursacht die Anderung von nicht ausgebauten Dach- und Kellergeschossen zu einer eigen-
stdndigen Nutzungseinheit einen entsprechenden zusétzlichen Bedarf an PKW-Stellplatzen und Abstell-
pléatzen fur Fahrrader.

(5) Die Ersetzung notwendiger Stellplatze durch Fahrradstellplatze ist unzuldssig. Die Anwendung des
8§52 Abs. 4 S. 1 und 2 HBO ist ausgeschlossen.

§4
Groflie

(1) Garagen und Stellplatze miissen so groB und so ausgebildet sein, dass sie ihren Zweck erftllen.

Fur die Stellplétze sind folgende Mindestmafe vorzusehen:

Stellplatz fir PKW bei Senkrechtaufstellung 2,50 mx5,50m

Stellplatz flir PKW bei Langsaufstellung 2,50 mx6,50m

Stellplatz fir LKW und Nutzfahrzeuge mit 2 Achsen (7,5 | 3,50 m x 13,50 m

tbis 13,51)

Stellplatz fir Lastzug und Gelenkbus ab 13,5t 3,50 m x 20,00 m
Behindertengerechter PKW-Stellplatz 3,50 m x 5,50 m bzw. 6,50 m

Im Ubrigen gilt die jeweils gultige Fassung der Verordnung tber den Bau und Betrieb von Garagen und
Stellplatzen (Garagenverordnung; GaVvO).

(2) Ein Fahrradabstellplatz muss eine Abmessung von mindestens 0,7 m x 2,00 m haben. Daraus ergibt sich
ein Flachenbedarf von mindestens 1,40 m2 pro Fahrrad. Im Ubrigen gilt die Verordnung tber die Anfor-
derungen an Abstellplatze flir Fahrrader (Fahrradabstellplatzverordnung).

(3) Fur Wohngeb&ude und sonstige Geb&ude mit mehr als 2 Wohneinheiten ist je 105 m2 Wohnflache ein
Abstellplatz fir Sonderfahrréder vorzuhalten. Die Grundflache eines Sonderfahrradabstellplatzes muss
mindestens 2,75 Meter lang und 0,9 Meter breit sein. Der ErschlieBungsweg muss im Bereich der Sonder-
fahrradabstellplatze mindestens 2,5 Meter breit sein.

(4) Je 5 Wohneinheiten ist zuséatzlich eine Flache von mindestens 3 m2 fur das Abstellen von Sonderfahrradern
vorzuhalten.

8§85
Zahl

(1) Die Zahl der nach § 3 herzustellenden Garagen, Stellplatze und Abstellplatze bemisst sich nach der dieser
Satzung beigefugten Anlage I, die verbindlicher Bestandteil dieser Satzung ist.

(2) Fur bauliche oder sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage nicht aufgeftihrt ist, richtet sich die
Zahl der Garagen, Stellplatze und Abstellplatze nach dem voraussichtlichen tatsdchlichen Bedarf. Dabei
sind die in der Anlage fiir vergleichbare Nutzungen festgesetzten Zahlen als Richtwerte heranzuziehen.

(3) Bei Nutzungsanderungen von Anlagen oder Teilen von Anlagen sind der Gesamtbedarf sowie die Zuord-
nung der Stellplatze zu den jeweiligen Nutzungen (Neu und Bestand) darzustellen.

(4) Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich die Zahl der erforderlichen Stellplatze nach
dem groRten gleichzeitigen Bedarf. Die wechselseitige Benutzung muss auf Dauer gesichert sein.

(5) Steht die Gesamtzahl in einem offensichtlichen Missverhéltnis zum tatséchlichen Bedarf, so kann die sich
aus der Einzelermittlung ergebende Zahl der Stellplatze entsprechend erhéht oder erméfiigt werden. Fir
Wohnnutzungen mit nachweislicher Zweckbindung an sozial geférderten Wohnungsbau ist dabei regel-
maRig von einem reduzierten Stellplatzbedarf auszugehen.
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(6) Bei der Stellplatzberechnung ist jeweils ab einem Wert der ersten Dezimalstelle ab fiinf auf einen vollen
Stellplatz aufzurunden.

§6
Beschaffenheit und Gestaltung

(1) Die notwendigen Stellplatze und Zufahrten sind aus wasserdurchlassigem Belag auf einem der Verkehrs-
belastung entsprechenden Unterbau herzustellen.

(2) Sollten auf einem Baugrundstiick mehr als 4 Stellplatze errichtet werden sind diese so anzuordnen, dass
die Anfahrbarkeit durch eine gemeinsame, ausreichend breite Zufahrt gesichert ist. Die Stellplatze sind
durch geeignete Bepflanzung vom Verkehrsraum abzuschirmen. Die Bepflanzungen sind dauerhaft zu un-
terhalten.

(3) Die Stellplatzflachen sind gem. § 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Nr. 5 HBO durch geeignete Anpflanzungen
(Bédume & Stréucher) zu gliedern. Fir je 5 Stellplatze ist ein standortgeeigneter Baum (Stammumfang
mind. 18-20 cm, gemessen in 1 m Hohe) sowie einer Mindestwuchshéhe von 6 m in einer unbefestigten
Baumscheibe von ca. 6 m?2 zu pflanzen. Baume sind durch geeignete MaRnahmen (Holzpfahle, Metallblgel
0.4) gegen Beschadigungen durch Kraftfahrzeuge zu sichern und dauerhaft zu unterhalten. Stellplatze mit
mehr als 500 m2 Flachenbefestigung sind zusatzlich durch eine raumgliedernde Bepflanzung zwischen den
Stellplatzgruppen zu unterteilen. Béschungen sowie die Baumscheiben zwischen Stellplatzflachen sind
flachendeckend zu bepflanzen. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten.

(4) Barrierefreie Stellplatze miissen stufenlos auf méglichst kurzem Weg erreichbar sein.

(5) Ausnahmen zu Beschaffenheit und Gestaltung kdnnen mit Zustimmung des Magistrats der Einhardstadt
Seligenstadt zugelassen werden, wenn

a. dadurch eine zusammenhangende unversiegelte Grundsttickflache im hinteren oder mittleren Grund-
stuicksbereich auf dem Baugrundstiick erhalten bleibt, oder

b. bei Hausgruppen und anderen schmal geschnittenen Grundstticken keine alternative Anordnung der
Stellplatze moglich ist,

c. sich das Baugrundstiick in der Altstadt (,,Altstadtbereich Seligenstadt®) befindet.

(6) Die Dachflachen von Garagen bis 15° Neigung sind gem. § 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 HBO mit einer dauer-
haften Begriinung zu versehen und zu erhalten.

(7) Dariiberhinausgehende Regelungen von Bebauungsplanen zur Gestaltung von Stellplatzen und Abstell-
platzen bleiben unberihrt.
87
Lage und Anordnung

(1) Stellplatze sind auf dem Baugrundstuck herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. Ist die Herstellung auf
dem Baugrundstiick ganz oder teilweise nicht mdglich, so diirfen sie auch auf einem anderen Grundstiick
in zumutbarer Entfernung vom Baugrundstiick (bis zu 100 m FufRweg) hergestellt werden, wenn dessen
Nutzung zu diesem Zweck sowohl dffentlich-rechtlich als auch zivilrechtlich im Grundbuch gesichert ist.

Abstellplatze fur Fahrrader sind stets auf dem Baugrundstiick zu errichten.

(2) Stellplatze/Garagen/Carports sind verkehrssicher anzulegen. Stellplatze und Zufahrten sind in einem Ab-
stand von weniger als 5 Meter vor einer Kreuzung oder Einmindung unzul&ssig.

(3) Stellplatzflachen sind so anzuordnen, dass sie von der offentlichen Verkehrsflache auf méglichst kurzem
Wege und ohne das Uberqueren anderer Stellplatze erreicht werden kénnen.

(4) Bei Wohngebauden bis 2 Wohneinheiten kann die Anordnung von Stellplatzen, die das Uberqueren ande-
rer Stellpldtze notwendig macht (,,gefangene Stellplitze*) ausnahmsweise zugelassen werden, wenn so-
wohl der behindernde wie auch der behinderte Stellplatz eindeutig einer Wohneinheit zugeordnet werden
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und bauordnungsrechtlich einer Wohneinheit zugeteilt sind. Bei Wohngeb&uden und sonstigen Gebduden
mit mehr als 2 Wohnungen und in Tiefgaragen ist die Anordnung gefangener Stellplatze unzuléssig.

(5) Stellplatze fir Besucherinnen und Besucher miissen vom 6ffentlichen Verkehrsraum aus erkennbar und
fiir den Besucherverkehr zu Zeiten des Besucherverkehrs zugénglich sein; sie sind besonders zu kenn-
zeichnen und diirfen nicht anderen als Besucherinnen und Besuchern tiberlassen werden. Sie sind bei un-
terschiedlich genutzten Anlagen oder bei gemeinsamen Stellplatzen ohne Bindung an die einzelnen Nut-
zungen bereitzustellen, damit ihre wechselseitige Benutzung méglich ist

Stellplatze fur Besucherinnen und Besucher (auch Kunden) dirfen nicht in selbst zu bedienenden mecha-
nischen Parksystemen (z. B. Stapel- bzw. Doppelparker) angelegt werden.

(6) Vor Garagen, Carports und Stellplatzanlagen mit Schranken 0.4. Einrichtungen, die die Zufahrt behindern,
ist ein Stauraum von mindestens 5,0 m zur 6ffentlichen Verkehrsflache vorzuhalten.

(7) Die Stellplatzflachen im Vorgartenbereich inkl. Zu- und Abfahrten zu Garagen und Carports sind so an-
zuordnen, dass die versiegelte Flache max. 60% der stralenseitigen Grundstticksbreite in Anspruch nimmt.

(8) Bei mehreren Zu- und Abfahrten zu einem Baugrundstiick darf die Summe der an die 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen angrenzenden Breite das Mal} von 7,0 m nicht Uberschreiten.

(9) Notwendige Fahrradabstellplédtze in Gebauden miissen gut zugéanglich, auf méglichst kurzem, beleuchte-
tem Weg und von der 6ffentlichen Verkehrsflache schwellenlos erreichbar sein. Die Zu- und Ausfahrt ist
niveaugleich, mit Fahrradrampe (max. 6 % Steigung) oder Fahrradaufzug (Mindestabmessung 1,10 m x
2,10 m) zu gestalten. Notwendige Fahrradabstellpléatze auRerhalb von Geb&uden miissen gut zuganglich,
einsehbar, beleuchtet sein, auf moglichst kurzem Weg sowie von der éffentlichen Verkehrsflache aus
ebenerdig erreichbar und, bei langerfristigem Abstellen, wettergeschiitzt sein.

(10)  Durch einen Bebauungsplan bereits festgesetzte Regelungen Uber die Lage und Anordnung der Gara-
gen, Stellplatze und Abstellflachen fir Fahrrader bleiben unberihrt.

§8
Stapelparkanlagen

(1) Der Nachweis notwendiger Stellplatze in Stapelparkanlagen darf max. 50% betragen.

(2) Es sind nur solche Stapelparkanlagen zul&ssig, bei denen unabhdngiges Parken der einzelnen Fahrzeuge
gewabhrleistet ist.

(3) Ein verbindlicher Nachweis von Hersteller und Modell ist zwingend erforderlich.
(4) Die Errichtung von Stapelparkern in Tiefgaragen und fiir Besucherstellplatze ist unzuldssig.
(5) Die Parallelaufstellung dieser Anlagen an der stralRenseitigen Grundstiicksgrenze ist unzulassig.

§9
Elektromobilitat

(1) Bei Wohngeb&uden mit einem Stellplatzbedarf von mehr als 5 Stellplatze ist jeder Stellplatz mit der Lei-
tungsinfrastruktur fir die Elektromobilitat auszustatten.

(2) Bei Geb&auden mit anderweitigen Nutzungen mit einem Stellplatzbedarf Giber mehr als sechs Stellplétze,
ist mindestens jeder dritte Stellplatz mit der Leitungsinfrastruktur fur die Elektromobilitat auszustatten
und zusétzlich mindestens eine Ladestation zu errichten.

(3) Im Ubrigen findet die jeweils giiltige Fassung des Gesetzes zum Aufbau einer gebdudeintegrierten Lade-

und Leitungsinfrastruktur fir die Elektromobilitat (Geb&ude-Elektromobilitatsinfrastruktur-Gesetz -
GEIG) Anwendung.
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§10
Abldsung

(1) Die Herstellungspflicht fur Pkw-Stellplédtze kann in Ausnahmeféllen auf Antrag durch Zahlung eines Geld-
betrages abgeldst werden, wenn die Herstellung der Garage oder des Stellplatzes aus rechtlichen oder tat-
séchlichen Grunden nicht moglich ist. Ein Ablésungsanspruch besteht nicht.

(2) Die Ablésung von Abstellflachen fur die Fahrréder ist unzuléssig.

(3) Durch die Zahlung des Abltsebetrags entfallt insoweit die Herstellungspflicht. Abgeldste Stellplatze gel-
ten im Sinne des 8 3 Abs.1 als hergestellt.

(4) Die Ablosung von Stellplatzen ist unzuléssig, wenn das Bauvorhaben ein Verkehrsaufkommen mit sich
bringt, dass eine nachhaltige Verschlechterung der stadtischen Verkehrssituation beflirchten lasst und we-
der 6ffentliche Parkeinrichtungen noch eine Anbindung an den 6ffentlichen Personennahverkehr vorhan-
den sind oder geschaffen werden konnen.

(5) Uber den Antrag entscheidet der Magistrat der Einhardstadt Seligenstadt.

(6) Die Hohe des zu zahlenden Geldbetrages berechnet sich aus dem aktuellen, durch den Gutachterausschuss
ermittelten Bodenrichtwert gemaR der Lage des abzuldsenden Stellplatzes und den aktuellen Herstellungs-
kosten eines Stellplatzes gemall des geltenden Baupreishandbuches multipliziert mit der Mindest-
GroRe [gm] des abzulésenden Stellplatzes.

§11
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 23 HBO handelt, wer entgegen

a) 8 3 Abs. 1 bauliche oder sonstige Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten
ist, errichtet, ohne Garagen oder Stellplatze und Abstellplétze in ausreichender Zahl und GréRe
sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt zu haben;

b) &3 Abs. 2 und Abs. 3 Anderungen oder Nutzungsanderungen von baulichen oder sonstigen An-
lagen vornimmt, ohne den hierdurch ausgeldsten Mehrbedarf an geeigneten Garagen oder Stell-
platzen und Abstellplatzen in ausreichender Zahl und GroRe sowie in geeigneter Beschaffenheit
hergestellt zu haben.

C) 86 Abs. 1 vorhandene Garagen und Stellplatze zweckentfremdet nutzt.

d) §6 Abs. 2, den Bepflanzungspflichten nicht nachkommt oder die Unterhaltung der Bepflanzung
unterlasst,

e) 87 Abs. 5 Kfz-Stellplatze fiir Besucher nicht entsprechend kennzeichnet oder fiir diesen Zweck
zur Verfugung halt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufe bis zu EUR 15.000,00 geahndet werden.
(3) Das Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) findet in seiner jeweils gultigen Fassung Anwendung.

(4) Zustéandige Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Magistrat der Einhardstadt
Seligenstadt.

) 8§12
Ubergangsvorschriften

(1) Beiden, vom Inkrafttreten dieser Satzung bei der Genehmigungsbehtrde des Kreises Offenbach einge-
gangenen Bauantrégen, wird der Stellplatznachweis entsprechend der zum Zeitpunkt der Antragstellung
rechtswirksamen Stellplatzsatzung anerkannt.

(2) Bei den, bei der Einhardstadt Seligenstadt vom Inkrafttreten dieser Satzung mitgeteilten baugenehmi-
gungsfreien Bauvorhaben, wird der Stellplatznachweis entsprechend der zum Zeitpunkt der Mitteilung
rechtwirksamen Stellplatzsatzung angewendet.
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(3) Bei der Bauberatung ist die Stadtverwaltung verpflichtet, ab dem ersten Beschluss der politischen Ent-
scheidungstrager zur Anderung der Stellplatzsatzung (Magistratsbeschluss) die Beratungssuchende auf
die Anderung der Stellplatzsatzung hinzuweisen und im Sinne dieser Satzung zu beraten.

(4) Die zustdndige Genehmigungsbehorde ist entsprechend zu unterrichten.

8§13
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Zugleich tritt die Stellplatzsatzung der
Stadt Seligenstadt vom 23.06.2019 auler Kraft.

(2) Abweichende bauordnungsrechtliche Festsetzungen (6rtliche Bauvorschriften) in Bebauungsplanen blei-
ben unberihrt.

Seligenstadt, den

Dr. Daniell Bastian
Biirgermeister
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Anlage | zu 8 5 der Stellplatzsatzung

Stellplatzbedarf und Bedarf an Abstellpléatzen fur Fahrrader

hiervon fur Zahl der hiervon Zahl der
Nr. Verkehrsquelle Zahl der Besucher/ Abstell- fur Abstellplatze fir
Stellplatze fir Pkw | -innen platze fur Besucher/ | Sonderfahrréder
in %; Fahrrader -innen
auBer Nr. 1.2 in %
1 Wohngeb&ude
11 Wohngebéude und | 2 Stellplatze je Woh- 3 je Woh- |-
sonstige Gebadude mit | nung nung
bis zu 2 Wohnungen
1.2 Wohngebaude und Je 5 WE ein|2 je Woh-|- 1 je 105 gm
sonstige Gebadude mit zusétzlicher | nung Wohnflache
mehr als 2 Wohnungen Besucher-
stellplatz
Fur Wohnungen bis 45|1,5 Stellplatze je
am (4) Wohnung
Fir Wohnungen ab 45| 2 Stellplatze je Woh- | Je 5 WE ein|2 je Woh- |-
gm (4) nung zusatzlicher | nung
Besucher-
stellplatz
Wohngebdude mit | 1 Stellplatz je Woh- 2 je Woh- 1 je 105 gm
nachweislicher Zweck- | nung nung Wohnflache
bindung an sozial gefor-
derten Wohnungsbau
1.3 Wohngebdude in der 1 Stellplatz je Woh- | - 2 je Woh-|-
Altstadt (6) nung nung
14 Gebéaude mit 1 Stellplatz je alten-| 20 0,2 je Woh- |20
Altenwohnungen (5) | gerechte Wohnung nung
15 Wochenend- und 1 Stellplatz je Woh- | - 2 je Woh-|10
Ferienhduser nung nung
1.6 Kinder-, Jugend,-Schil- | 1 Stellplatz je 20 Bet- | 75 1je 3 Betten | 20
lerinnen und Schiler- | ten, jedoch mind. 2
wohn und -freizeit- | Stellplatze
heime
1.7 Studentinnen-, 1 Stellplatz je 5 Bet- | 10 1 je Bett 20 1 je 5 Betten
Studentenwohnheime | ten
1.8 Schwestern- und Pfle- | 1 Stellplatz je 5 Bet- | 10 1 je Bett 20 1 je 5 Betten
ger- sowie Arbeitneh- | ten
merinnen- und Arbeit-
nehmerwohnheime
19 Altenwohnheime, 1 Stellplatz je 5 Bet- | 75 1 je 10 Bet- |50 1 je 75 Betten
Altenheime (5) ten, jedoch mind. 3 ten
Stellplatze
1.10 | Asylbewerberwohn- 1 Stellplatz je 6 Bet- | 10 1 je 2 Betten
heime und - Unter-|ten, jedoch mindes-
kinfte tens 3
2 Gebéude mit Biro-, Verwaltungs- und Praxisrdumen
2.1 Buro- und Verwal-|1 Stellplatz je ange- |20 1 je 60 m?2|20 1 je 300 gm Nutz-
tungsraume allgemein | fangene 30 gm Nutz- Nutzflache flache
sowie  selbststandige | flache (1)
Tatigkeiten i.S.d. 813
BauNVO
2.2 Raume mit erheblichem | 1 Stellplatz je 20 gm | 75 1 je 50 m?|75 1je 125 gm Nutz-
Besucher/innenverkehr | Nutzflache (1), je- Nutzflache flache
(Schalter-, Abferti- | doch mindestens 3
gungs- oder Beratungs- | Stellplatze
raume, Arztpraxen
usw.)
3 Verkaufsstatten
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3.1 Laden, Geschaftshauser | 1 Stellplatz je 30 gm | 75 1 je 60 gm|75 1 je 180 gm Nutz-
Verkaufsflache (2), Verkaufs- flache
jedoch mind. 2 Stell- flache
platze je Laden

3.2 Geschaftshauser mit ge- | 1 Stellplatz je 50 gm | 75 1je 100 gm |75 1 je 180 gm Nutz-
ringem  Besucher/-in- | Verkaufsflache (2) Verkaufs- flache
nenverkehr (z. B. Fach- flache
geschéfte)

3.3 Einzelhandelsbetriebe, |1 Stellplatz je 15 gm |90 1 je 40 gm|75 1je 120 gm Nutz-
Supermarkte (bis 800 | Verkaufsflache Verkaufs- flache
gm Verkaufsflache) flache

3.4 GroRflachige (Ein- | 1 Stellplatz je 30 gm | 90 1 je 50 gm |75 1je 150 gm Nutz-
zel)Handelsbetriebe (ab | Verkaufsflache Verkaufs- flache
800 gm Verkaufsfla- flache
che)

3.5 Kioske und Imbiss- |1 Stellplatz je 20 gm | 75 1 je 20 gm|75
stdnde Verkaufsflache, je- Verkaufs-

doch mindestens 3 flache
Stellplatze

4 Versammlungsstatten (aul3er Sportstétten), Kirchen

4.1 Versammlungsstatten |1 Stellplatz je 5 Sitz- | 90 1 je 20 Sitz- | 90 1 je 100 Sitz-
von (berdrtlicher Be- | platze sowie 1 Stell- plétze platze
deutung (z.B. Theater, | platz je 5 Stehplatze
Konzerthduser, Mehr-
zweckhallen)

4.2. | Sonstige Versamm- |1 Stellplatz je 10|90 1 je 10 Sitz- | 90 1 je 50 Sitzplatze
lungsstétten (z.B. Licht- | Sitzplatze platze
spieltheater, Schulau-
len, Vortragsséle)

4.3 Kirchen und Versamm- |1 Stellplatz je 20|90 1 je 10 Sitz- | 90 1 je 150 Sitz-
lungsstatten fur religi- | Sitzplatze platze platze
Ose Zwecke

4.4 Kirchen und Versamm- | 1 Stellplatz je 10|90 1 je 20 Sitz- | 75 1 je 200 Sitz-
lungsstatten fur religi- | Sitzplatze platze platze
Ose  Zwecke  von
uberdrtlicher  Bedeu-
tung

5 Sportstatten

5.1 Sportpldtze ohne Besu- |1 Stellplatz je 250 |- 1 je 250 gm | - 1 je 750 gm
cher/-innenplétze (z.B.|gm Sportflache Sportflache Sportflache
Trainingsplatze)

5.2. | Sportplatze und Sport- |1 Stellplatz je 250 |80 1je250 gm|- 1 je 750 gm
stadien mit Besucher/- | gm Sportflache, zu- Sportflache, Sportflache, zu-
innenplatzen sdtzlich 1 Stellplatz zusatzlich 1 satzlich 1 je 90

je 10 Besucher/-in- je 3 Besu- Besucherplétze
nenplatze cher-/innen-
plétze

5.3 Turn- und Sporthallen | 1 Stellplatz je 50 gm | - 1je 50 gm|- 1 je 150 gm Hal-
ohne Besucher/-innen- | Hallenflache Hallenfla- lenflache
platze che

54 Turn- und Sporthallen |1 Stellplatz je 50 gm | 80 1 je 50 gm |- 1 je 150 gm Hal-
mit  Besucher/-innen- | Hallenflache, zusétz- Hallenfla- lenflache
platze, lich 1 Stellplatz je 10 che, zusatz-

Fitnesscenter Besucher/innen- lich 1 je 10
platze Besucher/-
innenplétze

55 Freibdder und Freiluft- |1 Stellplatz je 200 |95 1 je 100 gm | - 1 je 300 gm
bader gm Grundsticksfla- Grund- Grundstiicksfla-

che stiicksflache che

5.6 Hallen- und Saunabdder | 1 Stellplatz je 5 Klei- | 95 1je 10 Klei- | - 1je 30 Kleiderab-

derablagen, zusétz- derablagen, lagen, zusatzlich
lich 1 Stellplatz je 15 zusétzlich 1 1 je 30 Besu-
Besucher/-innen- je 10 cher/innenplatze

platze
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Besu-

cher/innen-
plétze
5.8 Tennisplatze ohne Be- | 2 Stellplatze je Spiel- | - 4 je Spiel- |-
sucher/-innenplétze feld feld
5.9 Tennisplatze mit Besu- | 2 Stellplétze je Spiel- | 80 1 je Spiel-|- 1 je 30 Besucher/-
cher/-innenplétze feld, zusatzlich 1 feld, zusétz- innenplétze
Stellplatz je 15 Besu- lich 1 Stell-
cher/-innenplétze platz je 10
Besucher/-
innenplétze
5.10 | Minigolfplatze 1 Stellplatz je 4 Bah- | 90 5 je Mini- |80 -
nen golfanlage
Jedoch mind. 6 Stell-
platze je Minigolfan-
lage
5.11 | Kegel-, Bowlingbahnen | 4 Stellplatze je Bahn | 90 2 je Bahn 80 -
5.12 | Bootshduser und Boots- | 1  Stellplatz je 2|90 1 je 2 Boote | 90 -
liegeplatze Boote
5.13 | Vereinshduser,  Ver-|1 Stellplatz je 200 |95 90 1 je 25 gm|90 -
einsanlagen soweit | gm Nutzflache Nutzflache
nicht oben angefihrt
6 Gaststétten und Beherbergungsbetriebe
6.1 Gaststatten, Bars, | 1 Stellplatz je 10 gm | 85 1 je 10 gm|90 -
Schank- und Speise- | Gastraumflache Gastraum-
wirtschaften, Cafés, flache
Bistros u.4.
6.2 Vergnugungsstéatten, 1 Stellplatz je 4 gm |85 1 Stellplatz | 90 -
Diskotheken, Spielhal- | Nutzflache je 10 gm
len, Varietés, Spielcasi- Grundfla-
nos, Automatenhallen, che
Wettbiros
6.2 Hotels, Pensionen, | 1 Stellplatz je 2 Bet- | 75 1 je 20 Bet- |10 -
Kurheime und andere | ten, flr zugehdrigen ten, fur zu-
Beherbergungsbetriebe | Restaurationsbetrieb gehdrigen
Zuschlag nach Nr. Restaurati-
6.1 onshetrieb
Zuschlag
nach Nr. 6.1
6.3 Jugendherbergen 1 Stellplatz je 20 Bet- | 75 1 je 10 Bet-| 90 -
ten ten
7 Krankenanstalten
7.1 Krankenh&user, Sanato- | 1 Stellplatz je 4 Bet- | 60 1 je 10 Bet- |75 1 je 50 Betten
rien, Kuranstalten, An- |ten ten
stalten fir langfristig
Kranke
7.2 Pflegeheime 1 Stellplatz je 10 Bet- | 75 1 je 15 Bet-| 75 1 je 75 Betten
ten ten
8 Schulen, Einrichtungen der Jugendférderun
8.1 Grundschulen 1 Stellplatz je 15]- 1 je 3 Schi- | - 1 je 100 Schler/-
Schuler/-innen ler/-innen innen
8.2. | Sonstige allgemeinbil- |1 Stellplatz je 20 |- 1 je 3 Schi- | - 1 je 100 Schler/-
denden Schulen, Be- |Schiler/-innen, zu- ler/-innen innen
rufsschulen und Berufs- | sétzlich 1 Stellplatz
fachschulen je 10 Schuler/-innen
Uber 18 Jahre
8.3 Sonderschulen flir Be-|1 Stellplatz je 15]- 1 je 15]- 1 je 200 Schdler/-
hinderte Schiler/-innen Schiiler/-in- innen
nen
8.4 Fachhochschulen, 1 Stellplatz je 4 Stu- | - 1 je 3 Stu-|- 1 je 100 Studie-
Hochschulen dierende dierende rende
8.5 Kindergérten, Kinder- |1 Stellpatz je Grup- |2 je Gruppen-|5 je Grup- |10 2 je Gruppen-
tagesstatten u. dergl. penraum, jedoch | raum penraum raum

mind. 5 Stellplétze
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8.6 Jugendfreizeittreffs und | 1 Stellplatz je 30 gm | - 1 Stellplatz | 10 -
dergleichen Nutzflache, jedoch je 10 gm
mindestens 2 Stell- Nutzflache
platze
9 Gewerbliche Anlagen
9.1 Handwerks- und In- |1 Stellplatz je 50 gm | 10 1 je 60 gm |- 1 je 15 Beschéf-
dustriebetriebe Biro- und Produkti- Nutzflache tigte
onsflache oder je 3 oder je 3
Beschéftigte 1 Stell- Beschéf-
platz tigte 1
9.2 Lagerrdume, Lager- |1 Stellplatz je 100 |- 1 je 100 gm| 20 1 je 300 gm Nutz-
platze,  Ausstellungs- | gm Nutzflache (1) o- Nutzflache flache oder je 15
und Verkaufsplatze der je 3 Beschéftigte oder je 5 Beschiftigte 1
1 Stellplatz Beschéf-
tigte 1
9.3. Kraftfahrzeugwerkstat- | 6 Stellplatze je War- | - 1 je 6 War- | - -
ten tungs- oder Repara- tungs- oder
turstand Reparatur-
stande
9.4. | Tankstellen mit Pflege- | 5 Stellplatze je Pfle- | - - - -
platzen geplatz
9.5. | Automatische Kfz-|5  Stellplatze je |- - - -
Waschstraflen Waschanlage
9.6 Kraftfahrzeugwasch- 2  Stellplatze je|- - - -
platze Waschplatz
zur Selbstbedienung
10 Verschiedenes
10.1 | Kleingartenanlagen 1 Stellplatz je Klein- | - 2je1Klein- |20 1 je 5 Kleingarten
garten garten
10.2 | Friedhofe 1 Stellplatz je 2.000 | - 1je 750 gm |90 -
gm Grundstiicksfla- Grund-
che, jedoch min. 10 stucksflache
Stellplatze
10.3 | Museen, Ausstellungs-|1 Stellplatz je 200 |75 1 Stellplatz | 75 1 je 250 gm Nutz-
und Prasentationsrdume | gm Nutzflache je 50 gm flache
Nutzflache

Erlduterungen:

(1) Stellplatz- oder Abstellplatzbedarf nach der Nutzflache berechnen: unter der Nutzflache eines Gebaudes versteht man
den Anteil der Geschossflache, der entsprechend der Zweckbestimmung genutzt wird. Nicht zur Nutzflache gehéren
Verkehrsflachen (zum Beispiel Eingénge, Treppenrdume, Aufzige, Flure, Sozial-, Archiv- und Sanitarradume) und
Funktionsflachen (Heizungsraum, Maschinenrdume, technische Betriebsraume). Ergibt sich dabei ein offensichtli-
ches Missverhéltnis zum tatséchlichen Bedarf, so ist die Zahl der Beschaftigten zugrunde zu legen.

(2) Bei der Berechnung der Verkaufsnutzflache werden die dem Verkauf dienenden Flachen berechnet.

(3) Bei der Berechnung der Spielhallen-Nutzflache bleiben Nebenrdume aufer Betracht.

(4) Die Berechnung der WohnungsgroRe erfolgt unter Beriicksichtigung der jeweils giiltigen Fassung der DIN277.

(5) Altenwohnungen kénnen nur als solche anerkannt werden, wenn ein Nachweis erbracht wird, dass die Wohnungen
dem selbstdndigen Wohnen im Kreis eines Betreuungsangebotes dienen.

(6) Der Bereich ,,Altstadt™ wird durch den in Anlage Il dargestellten Geltungsbereich der denkmalgeschiitzten Gesamt-
anlage definiert.
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Begriindung:

Die in Anlage | zu § 5 der Stellplatzsatzung Zahl der nach 8 3 herzustellenden Garagen, Stellplatze und Ab-
stellplatze orientieren sich an der Muster-Stellplatzsatzung des Hessischen Stadte- und Gemeindebundes sowie
an der Verordnung Uber die Anforderungen an Abstellplatze fur Fahrrader (Fahrradabstellplatzverordnung).

Der Mustersatzung des Hessischen Stadte- und Gemeindebundes sowie der Fahrradabstellplatzverordnung
kommt allerdings kein Charakter als Rechtsvorschrift zu, sodass von dieser grundsatzlich ohne Weiteres
abgewichen werden kann, wie die Vorschrift des § 52 Abs. 5 Satz 4 der Hessischen Bauordnung (HBO) zeigt.
Allerdings gilt sowohl fiir die Stellplétze fur Kraftfahrzeuge geméR § 52 Abs. 2 Satz 2 HBO als auch fiir die
Fahrradabstellplatze geméR § 52 Abs. 5 Satz 5 HBO, dass in der Satzung Standort sowie GroRe, Zahl und
Beschaffenheit der notwendigen Stellpléatze unter Berticksichtigung von Art und Zahl der vorhandenen und zu
erwartenden Fahrzeuge der Personen zu bestimmen sind, die die Anlagen stdndig benutzen oder sie besuchen.

Weiterhin werden Flachen, fir immer haufiger verwendete Sonderfahrréder berlcksichtigt. Zudem wird die
Zahl der Abstellplatze fur Sonderfahrrader fir die entsprechenden Verkehrsquellen in Anlehnung an die Fahr-
radabstellplatzverordnung sowie in Relation zu der Zahl der Abstellplétze fir Fahrrader geregelt. Die Herstel-
lungspflicht fiir Abstellplatze fir Sonderfahrréder besteht aufgrund der zunehmenden Verwendung und des
erhéhten Platzbedarfs der Sonderfahrrader zusétzlich zu den Abstellpléatzen fur Fahrrader.

Die Abweichungen von der Muster-Stellplatzsatzung sowie der Fahrradabstellplatzverordnung werden getrof-
fen, um den realen Entwicklungen nachzukommen und somit um eine unvertragliche Bebauungsdichte und
eine Verknappung von &ffentlichen Stellplatzen im Verkehrsraum zu vermeiden. Des Weiteren soll verstérkt
der durch die Verkehrsquellen verursachte Parkraumbedarf auf dem Baugrundstiick selbst abgewickelt und
nicht in den 6ffentlichen StraRenraum verschoben werden. Somit dienen die Anpassungen der raumlichen
Trennung des ruhenden und des flieBenden Verkehrs und damit dem Freihalten 6ffentlicher Verkehrsflachen
sowie der Gewahrleistung von Sicherheit und Leichtigkeit des 6ffentlichen StraRenverkehrs.
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Eingang Stv-Buro: 29.04.2024
Drucks. 17-329/1/1113 21-26

BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

A, - FRAKTION SELIGENSTADT
e
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Palatiumstrae 12-63500 Seligenstadt Fraktionsbiiro:
Prasidium der Palatiumstrafe 12
Stadtverordnetenversammlung 63500 Seligenstadt
Marktplatz 1 fraktion@gruene-seligenstadt.de

63500 Seligenstadt
Seligenstadt, den 28.04.2024

Antrag zur Regionalplanung bzw. zum Regionalen Flachennutzungsplan
Die Stadtverordnetenversammlung moge beschliefien:

Der Magistrat wird beauftragt, die beim Regionalverband Frankfurt/RheinMain durch die Stadt
angemeldeten Flachenbedarfe fur Seligenstadt der Stadtverordnetenversammlung vorzulegen und
zwecks Beschlussfassung zur Diskussion zu stellen.

Begriindung:

Das Regierungsprasidium Darmstadt erarbeitet aktuell, zusammen mit dem Regionalverband
Frankfurt/RheinMain, den Entwurf bzw. Vorentwurf des neuen Regionalplans fir Stidhessen und des
Regionalen Flachennutzungsplans fur den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main. Die ersten
Beratungen hierzu fanden im Februar und Marz 2024 statt. Die Kommunengesprache laufen aktuell.
Die Aufstellung des Regionalplans Sudhessen fiir die mehr als 180 Kommunen tritt absehbar in die
finale Phase. Mdglichst im Jahr 2025, spatestens aber 2026 will die Regionalversammlung den Plan
beschlieften und damit den Rahmen fur kiinftige Wohn- und Gewerbegebiete setzen.

Nach Beschluss des Regionalplans wird es sehr schwierig werden kommunale Winsche noch
umsetzen. Im Zuge eines guten demokratischen Prozesses sollten, die von Seligenstadt aktuell

gemeldeten Flachen im Fachausschuss vorgestellt und in der Stadtverordnetenversammlung zu
Abstimmung gestellt werden.

diﬂua:gk&% Haowle MVQMS ..

Silke Rickert Frank Raupach
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender
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Fraktionen in der Stadtverordnetenversammlung der Einhardstadt Seligenstadt

Eingang Stv-Buro: 29.04.2024
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Stadtverordnetenversammliung
Marktplatz 1
63500 Seligenstadt

29. April 2024
ANTRAG
Gestaltung Ortseingange und Kreisel

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlieRen:

Der Magistrat wird gebeten, einen schriftlichen Bericht Giber den aktuellen Bestand an
gestalteten bzw. gestaltbaren Kreiseln an den Haupteinfahrtsstral3en von Seligenstadt,
Froschhausen und Klein Welzheim zu erstellen. Die Aufstellung soll folgende Informationen
enthalten:

1) Jahrliche Pflegekosten pro Kreisel, unterteilt in Ausgaben Bauhof und Fremdfirmen, bzw.
Pflegepartnerschaften.

2) Kosten fur vorhandene Kunstinstallationen, Anschaffung und Folgekosten durch
Pflege (z.B. Dudenhofer Stral3e Holzinstallation)

3) Kostengegenuberstellung zu pflegeleichten Kunstinstallationen (wie z.B. am
Kreisel Amaliasee) und attraktiv und aufwandig gestalteten Blumenbeeten / Griinanlagen.

Begrindung:

Besucher unserer Stadt sollen bereits an den Ortseingangen durch attraktiv gestaltete
Grunanlagen oder Installationen begrif3t werden. Neben der Steigerung der Attraktivitat der
Stadt fuhrt dies auch zu einem sympathischen Willkommensgruf3 fur die eigenen Bewohner
unserer Stadt und die Géaste.

Besonderen Handlungsbedarf sehen wir am Ortseingang Klein-Welzheim. Hier kdnnten wir
uns gut eine Birgerbeteiligung (Aufruf Printmedien, Homepage usw.) mit Vorschlagen aus
der Bevolkerung vorstellen, méglichweise auch eine Installation eines Klein-Welzheimer
Blrgers.

CDU Fraktion Seligenstadt FDP Fraktion Seligenstadt
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Fraktionen in der Stadtverordnetenversammlung der Einhardstadt Seligenstadt

Prasidium der Eingang Stv-Buro: 29.04.2024

Stadtverordnetenversammliung ) _
Marktplatz 1 Drucks. 17-332/1/1116 21-26

63500 Seligenstadt
29. April 2024

ANTRAG

Sanierung Dudenhdfer Stral3e

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlieRen:

Der Magistrat der Stadt Seligenstadt wird gebeten, mit den zustandigen Behdrden des
Landes Hessen in Kontakt zu treten, um die sofortige Sanierung der Dudenhofer Stral3e
einschlief3lich der Schaffung eines Fahrradsicherungsweges zwischen Trieler Ring und
Mittelbeune zu erreichen.

Begrindung:

Die Dudenhdéfer Stral3e ist aufgrund der Belastung insbesondere durch LKW-Verkehr als
Landesstral3e in Mitleidenschaft gezogen worden. Dies hat dazu geflhrt, dass gerade der
rechte Bereich der Fahrspur, der als Fahrradspur verwendet wird, starke Unebenheiten
aufweist. Dies stellt ein Sicherheitsrisiko dar.

Aufgrund der sich abzeichnenden Verzégerung bei der Fertigstellung des dritten
Abschnittes der Umgehungsstral3e und der derzeitig anvisierten Zeitplanung der
Landesbehorden duldet dieses Problem keinen Aufschub

CDU Fraktion Seligenstadt FDP Fraktion Seligenstadt
2 ~ / /7 %

/’:’ /, e 7 ’ ﬁ’) P P

/a2t /// e o8 M“W‘z“'“ (115

Oliver Steidl Susanne Schafer

Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzende



	Inhaltsverzeichnis
	Aushang
	Einladung Öffentlich
	 TOP 5 Digitalisierung_der_Stadtverwaltung_-_Antrag_der_Fraktion_Bündnis_90_Die_Grünen_vom_17.02.2024_-_Drucks._17-315_I_1044__21-26
	Digitalisierung_der_Stadtverwaltung_-_Antrag_der_~ 1044_21-2026 (kein Vorlagendokument)
	Digitalisierung_der_Stadtverwaltung_-_Antrag_der_~ 1044_21-2026_Anlage.1

	 TOP 6 Richtlinien_für_das_kommunale_Förderprogramm_der_Einhardstadt_Seligenstadt_zur_Unterstützung_privater_Sanierungs-_und_Gestaltungsmaßnahmen_an_der_Außenhaut_von_Gebäuden_im_Geltungsbereich_der_Gestaltungssatzung_der_Altstadt_von_Seligenstadt_-_Antrag_des_Magistrats_vom_29.04.2024_-_Drucks._17-326_I_1061__21-26
	Richtlinien_für_das_kommunale_Förderprogramm_der_~ 1061_21-2026_-_1
	Richtlinien_für_das_kommunale_Förderprogramm_der_~ 1061_21-2026_-_1_Anlage.1
	Richtlinien_für_das_kommunale_Förderprogramm_der_~ 1061_21-2026_-_1_Anlage.2
	Richtlinien_für_das_kommunale_Förderprogramm_der_~ 1061_21-2026_-_1_Anlage.3

	 TOP 7 Änderung_der_Stellplatzsatzung_der_Einhardstadt_Seligenstadt_-_Satzungsbeschluss_-_Antrag_des_Magistrats_vom_29.04.2024_-_Drucks._17-327_I_1100__21-26
	Änderung_der_Stellplatzsatzung_der_Einhardstadt_S~ 1100_21-2026_-_1
	Änderung_der_Stellplatzsatzung_der_Einhardstadt_S~ 1100_21-2026_-_1_Anlage.1
	Änderung_der_Stellplatzsatzung_der_Einhardstadt_S~ 1100_21-2026_-_1_Anlage.2

	 TOP 8 Antrag_zur_Regionalplanung_bzw._zum_Regionalen_Flächennutzungsplan_-_Antrag_der_Fraktion_Bündnis_90_Die_Grünen_vom_28.04.2024_-_Drucks._17-329_I_1113__21-26
	Antrag_zur_Regionalplanung_bzw._zum_Regionalen_Fl~ 1113_21-2026 (kein Vorlagendokument)
	Antrag_zur_Regionalplanung_bzw._zum_Regionalen_Fl~ 1113_21-2026_Anlage.1

	 TOP 9 Gestaltung_Ortseingänge_und_Kreisel_-_gemeinsamer_Antrag_der_Fraktionen_CDU_und_FDP_vom_29.04.2024_-_Drucks._17-331_I_1115__21-26
	Gestaltung_Ortseingänge_und_Kreisel_-_gemeinsamer~ 1115_21-2026 (kein Vorlagendokument)
	Gestaltung_Ortseingänge_und_Kreisel_-_gemeinsamer~ 1115_21-2026_Anlage.1

	 TOP 10 Sanierung_Dudenhöfer_Straße_-_gemeinsamer_Antrag_der_Fraktionen_CDU_und_FDP_vom_29.04.2024_-_Drucks._17-332_I_1116__21-26
	Sanierung_Dudenhöfer_Straße_-_gemeinsamer_Antrag_~ 1116_21-2026 (kein Vorlagendokument)
	Sanierung_Dudenhöfer_Straße_-_gemeinsamer_Antrag_~ 1116_21-2026_Anlage.1



